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Unechte Vertragsstrafen kommen häufig etwa bei Vermittlungsver­
trägen vor; so läßt ein Grundstücksvermittler einen bestimmten 
Betrag oder den Ersatz der Werbekosten oder sonstiger Spesen für 
den Fall versprechen, daß das Ausführungsgeschäft ohne seine Mit­
wirkung zustande kommt oder daß der Vertragspartnertrotz vermit­
telter Gelegenheiten nicht abschließt.20 Zu den unechten Vertrags­
strafen zählt die Lehre auch die Zusage einer Strafe für den Fall, daß 
man das Arbeitsverhältnis oder den Mietvertrag kündigt.2 ' 

Auf die unechten Vertragsstrafen ist zumindest das Mäßigungsrecht 
nach § 1336 Abs. 2 ABGB analog anzuwenden. •• 

C. Vertragsstrafe und Erfüllung 
Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß die Vertragsstrafe in der 
Regel zusätzlich zur Erfüllung begehrt werden kann, sobald das sie 
auslösende Ereignis (Verzug, Schlechterfüllung) einmal eingetreten 
ist. So sagt§ 1336 Abs. 1 Satz 2 ABGB ausdrücklich: "Der Schuldner 
erlangt mangels besonderer Vereinbarung nicht das Recht, sich 
durch Bezahlung des Vergütungsbetrages von der Erfüllung zu be­
freien." 
Anders verhält es sich jedoch, wenn die Vertragsstrafe für den Fall 
der endgültigen Nichterfüllung vereinbart wurde. Da hier eine Ver­
tragserfüllung unmöglich wurde, kann sie nicht neben der Vertrags­
strafe begehrt werden. Wäre ausnahmsweise im konkreten Fall doch 
die Erfüllung des Vertrages möglich, kann auch dann der Gläubiger 
die Vertragsstrafe nur an Stelle der Erfüllung verlangen. Der Gläubi­
ger hat daher bei der für den Fall der Nichterfüllung geschuldeten 
Vertragsstrafe die Wahl, Erfüllung oder die Leistung der Vertrags­
strafe zu begehren.2

J Der Gläubiger muß aber, wenn die Vertragser­
füllung durch eine Vertragsstrafe abgesichert ist, bei Verzug des 
Schuldners eine angemessene Nachfrist (§ 918 Abs. 1 ABGB) set-
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zen. 24 Dieses Erfordernis entfällt wieder beim Fixgeschäft oder bei 
ernstlicher und endgültiger Erfüllungsverweigerung.25 

Die Nachfristsatzung unter Androhung des Vertragsrücktrittes führt 
nicht zu einer Verlängerung vereinbarter Fertigstellungsfristen25

, 

durch die etwaige Pönaleverpflichtungen wegen nicht rechtzeitiger 
Vertragserfüllung beseitigt werden. Das bedeutet, daß die Vertrags­
strafe wegen verspäteter Erfüllung auch für die Dauer der Nachfrist 
verlangt werden kann 27

, weil durch die Nachfrist die Fälligkeit nicht 
hinausgeschoben wird. 
Ist der Gläubiger bei Nichterfüllung auf den Anspruch auf Vertrags­
strafe beschränkt, so liegt in Wahrheit keine Vertragsstrafen-, son­
dern eine Reugeldvereinbarung vor. 

Die Befugnis, auf Erfüllung der Hauptpflicht zu bestehen, ist dem 
Gläubiger im § 37 Abs. 3 AngG aus Gründen des Arbeitnehmerschut­
zes genommen: Hat der Angestellte für die Verletzung der Konkur­
renzklausel eine Strafe versprochen, so kann der Dienstgeber nur die 
verwirkte Strafe, nicht die Erfüllung (z. 8. Beendigung des gegen die 
Konkurrenzklausel verstoßenden Verhaltens) verlangen.•5 

Ist die Vertragsstrafe dagegen bloß für die Nichteinhaltung der Erfül­
lungszeit oder des Erfüllungsortes vereinbart worden, soll sie also nur 
das Interesse an der Einhaltung von näheren Umständen der Art der 
Leistungserbringung, nicht aber das Interesse an der Erfüllung selbst 
sichern, kann sie der Gläubiger zusätzlich zur Erfüllung begehren.29 

D. Vertragsstrafe als Schadenersatz 

a) Vorliegen eines Schadens 

Die Vertragsstrafe als "pauschalierter Schadenersatz" hat für den 
Gläubiger den Vorteil, daß er den vielfach schwierigen Beweis der 
Schadenshöhe nicht erbringen muß und sein Anspruch von der Höhe 
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des tatsächlich eingetretenen Schadens weitgehend unabhängig ist; 
sie gebührt nach hA sogar dann, wenn überhaupt kein Schaden ein­
getreten ist.30 

Ein die Vertragsstrafe übersteigender tatsächlicher Schaden kann 
hingegen nur verlangt werden 31

, wenn entweder der hiedurch gesi­
cherte Vertrag wenigstens ein einseitiges Handelsgeschäft ist (Art. 8 
Nr. 3 EVHGB 1Vm § 345 HGB) oder die Vertragsstrafe ausdrücklich 
oder wenigstens schlüssig wurde32 oder im Falle arglistiger Schädi­
gung.33 
Erfolgen mehrere Verstöße gegen die durch Vertragsstrafe gesi­
cherte Verbindlichkeit, kann nach einem Teil der Lehre ein den pau­
schalierten Betrag übersteigender Schaden verlangt werden. 34 

Der Ersatz jenes Schadens, der über den Betrag der Vertragsstrafe 
hinausgeht, setzt aber voraus, daß im Prozeß behauptet und bewie­
sen wird, daß die einzelnen Schadenspositionen durch die Vertrags­
strafe nicht gedeckt sind.35 

Sowohl die im§ 1336 ABGB enthaltene Regel, daß anstatt des vom 
Schuldner zu vergütenden Nachteils die Vertragsstrafe treten soll, die 
damit den zu ersetzenden Schaden der Höhe nach begrenzt, wie 
auch die Regel über den Ersatz des über die Vertragsstrafe hinaus­
gehenden Schadens im Handelsrecht unterliegen dem Parteiwillen. 
Ausgangspunkt für die Bestimmungen der Höhe des zu ersetzenden 
Schadens ist daher die Absicht der Parteien {§ 914 ABGB) in bezug 
auf die Vertragsstrafenabrede. J!l 

b) Verschulden 
Zwischen den Parteien kann ausdrücklich vereinbart werden, daß die 
Vertragsstrafe selbst bei unverschuldeter Nichterfüllung oder unver­
schuldeter Schlechterfüllung zu leisten ist.J7 Liegt eine solche Verein­
barung aber nicht vor, ist die Vertragsstrafe nur dann zu entrichten, 
wenn den Schuldner {bzw. seinen Erfüllungsgehilfen - § 1313a 
ABGB) an der Nichteriüllung bzw. Schlechteriüllung ein Verschulden 
trifft.3e Dies gilt auch im Handelsrecht.39 Begründet wird dies•a einmal 
aus der akzessorischen Natur der Vertragsstrafe: Falle die Verbind­
lichkeit zur Erfüllung der gesicherten Leistung wegen zufälliger Un­
möglichkeit weg, erlösche damit auch die Vertragsstrafe. Überdies 
sei die Vertragsstrafe pauschalierter Schadenersatz, weshalb auch 
hier die sonstigen Voraussetzungen des Schadenersatzes, zu wel­
chen auch das Verschulden gehöre, heranzuziehen seien; außerdem 
sei die Bestimmung über die Vertragsstrafe im systematischen Zu­
sammenhang mit dem Schadenersatz geregelt. 
Die Beweislast, daß er die Nichterfüllung oder Schlechterfüllung nicht 
zu vertreten hat, trifft gemäß § 1298 ABGB den Schuldner."' Dies gilt 
auch für dem Konsumentenschutzgesetz unterliegende Verträge.42 

c) Mitverschulden und Rettungspflicht 
Die Rechtsprechung verneint im Bereich der Vertragsstrafe das Vor­
liegen einer Rettungspflicht oder die Berücksichtigung des Mitver­
schuldenS43, weil die Vertragsstrafe nicht vom Eintritt und Nachweis 
eines Schadens abhänge. Dementgegen verweist die Lehre wohl zu­
treffend darauf, daß bei Anwendung des richterlichen Mäßigungs­
rechtes sehr wohl die Frage der Rettungspflicht eine Rolle spielen 
kann"": Liegt der dem Schuldner unter Berücksichtigung der Ret­
tungspflicht zursehenbare Schaden über dem vereinbarten Pau­
schalbetrag, so kommt eine Mäßigung nicht in Betracht; liegt er dar­
unter, so ist er zu mäßigen. Ähnliches gilt für das Mitverschulden, 
wenn die Verschuldansquote des Schuldners zu einem zursehenba­
ren Schaden führt, der über bzw. unter dem Vergütungsbetrag liegt. 
Bei Schäden, die einer Feststellung nicht zugänglich sind, kann eine 
Aufteilung des Vergütungsbetrages nach den Verschuldansquoten in 
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Frage kommen, besonders dann, wenn weitere Mäßigungskriterien 
nicht greifen.•s 

111. Mäßigung der Vertragssirale 

A. Abdingbarkeil 
Die Vertragsstrafe unterliegt- sofern sie nicht von einer Handelsge­
sellschaft oder sonst einem Vollkaufmann im Betrieb seines Handels­
gewerbes versprochen wurde{§§ 348, 351 HGB45

)- zwingend47 dem 
richterlichen Mäßigungsrecht nach § 1336 Abs. 2 ABGB; demnach 
kann auch ein Angehöriger der freien Berufe oder das Organ einer 
Kapitalgesellschaft das Mäßigungsrecht für sich in Anspruch neh­
men. 
Auf das Mäßigungsrecht kann im vorhinein- also vor Eintritt und bei­
derseitiger Kenntnis der Leistungsstörung - nicht verzichtet wer­
den48; nachher ist der Verzicht zulässig. Wird die Vertragsstrafe zur 
Gänze bezahlt, so erlischt das Mäßigungsrecht und eröffnet keinen 
Rückforderungsanspruch im Sinne des§ 1431 ff. ABGB.•9 Wird die 
Vertragsstrafe erst nach Eintritt des Leistungsstörungsfalles im Hin­
blick auf diesen versprochen, so kann auf Minderung verzichtet wer­
denw; in Wahrheit handelt es sich dabei um eine zwischen den Par­
teien getroffene Regelung des Schadensfalles, der das Moment der 
Ungewißheit weitgehend fehlt. Der die ,,Vertragsstrafe" Verspre­
chende bedari daher keines Schutzes vor einer Fehlbeurteilung, ob 
seine Verpflichtung aktuell wird oder nicht. 

B. Kriterien für die Mäßigung 
a) Der eingetretene Schaden 
Die Untergrenze für die Mäßigung der Vertragsstrafe bildet der wirkli­
che Schaden.5

' Eine Reduktion soll vor allem dann vorgenommen 
werden, wenn der eingetretene Schaden unverhältnismäßig geringer 
ist als die vereinbarte VertragsstrafeY Sofern das vertragswidrige 
Verhalten keinen Schaden verursacht hat, kann eine Mäßigung der 
Zahlungspflicht "auf Null" und damit eine Abweisung der Klage ge­
rechtfertigt sein.O'J 

b) Besondere Verhältnisse des Schuldners 
Nach der Rechtsprechung sind auch die wirtschaftlichen und sozia­
len Verhältnisse des Schuldners bei der Mäßigung zu berücksichti­
gen54; dazu gehören insbesondere die Einkommens- und Vermö­
gensverhältnisse.5' Aber auch ein geringfügiges Verschulden 56 oder 
die wirtschaftliche Unerfahrenheit des Schuldners sind zu berück­
sichtigen. 57 

Das Mäßigungsrecht ist überhaupt Teil des Billigkeitsrechtesse und 
soll der Gefahr der Ausbeutung des Schuldners entgegenwirken.59 

C. GeltendmachunQ des Mäßigungsrechtes 
Die Mäßigung einer Vertragsstrafe erfolgt nicht von Amts wegen60

, 

doch muß das Mäßigungsrecht in erster Instanz nicht ausdrücklich 
eingewendet werden; schon in der Bestreitung der Vertragsstrafen­
verpflichtung liegt die Inanspruchnahme dieses Rechtes. 6

' 

Auch schließt das Zugeständnis der richtigen Berechnung der Kon­
ventionalstrafe das Begehren auf Mäßigung nicht aus. 52 

Schließlich kann auch in der Einwendung der Sittenwidrigkeit der 
Vertragsstrafenvereinbarung ein Antrag auf richterliche Mäßigung lie­
gen.63 
Die Beweislast für die Unbilligkeit einer vereinbarten Konventional­
strafe trifft den, der zu ihrer Zahlung verpflichtet ist.~>< Diese Beweis­
last schließt auch den Beweis ein, daß der tatsächlich entstandene 
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Schaden unverhältnismäßig geringer ist als der bedungene Vergü­
tungsbetrag.e5 
Will der Kaufmann das Mäßigungsrecht in Anspruch nehmen, muß er 

entweder beweisen, daß er die Vertragsstrafe nicht im Rahmen des 
Handelsgewerbes versprochen hat (vgl. § 344 Abs. 1 HGB - diesen 
Beweis kann eine Handelsgesellschaft nicht antreten) oder daß er nur 

Minderkaufmann istoo (auch dieser Beweis ist der Handelsgesell­
schaft verwehrt). 

IV. Sittenwidrige Konventionalstrafen und Fragen 
des Haftungsumfanges 
Vertragsstrafen unterliegen, besonders wenn sie in allgemeinen Ge­
schäftsbedingungen niedergelegt sind, einer mehrfachen und abge­
stuften Überprüfung: Gemäß § 864a ABGB werden derartige Klau­

seln nicht Vertragsbestandteil, soweit sie dem Verpflichteten zum 
Nachteil gereichen und er mit ihnen nicht zu rechnen brauchte, außer 

er wurde auf sie besonders hingewiesenY Gemäß § 879 Abs. 3 
ABGB sind sie unwirksam, soweit sie den Versprechenden gröblich 

benachteiligen. Bei der somit vorzunehmenden Angemessenheits­
kontrolle ist objektiv auf den Zeitpunkt des Vertragsabschlusses ab­

zustellen. Für diesen Zeitpunkt ist eine umfassende, die Umstände 

des Einzelfalles berücksichtigende Interessenprüfung vorzunehmen. 
Bei der Vereinbarung einer Vertragsstrafe wird es darauf ankommen, 

daß sich die Höhe des Vergütungsbetrages an jenem durchschnittli­
chen Schaden orientiert, der nach der Schätzung eines redlichen Be­

obachters bei der vorgefallenen Vertragsverletzung normalerweise 
eintritt. Ist im konkreten Fall dann tatsächlich ein geringerer oder gar 

kein Schaden eingetreten, bilden die Bestimmungen über das rich­
terliche Mäßigungsrecht das hiefür vorgesehene Regulativ.6

A 

Eine Vertragsstrafenvereinbarung verstößt dann gegen die guten Sit­
ten im Sinne von § 879 Abs. 3 ABGB, wenn ihre Zahlung das wirt-
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gröbliche Benachteiligung des Vertragspartners kann jedoch in der 
Höhe der vereinbarten Vertragsstrafe, aber auch in einem durch den 

Vertrag herbeigeführten Ungleichgewicht der beiderseitigen Rechte 
und Pflichten liegen.72 ln diesem Fall kann auch eine von einem Voll­

kaufmann im Betrieb seines Handelsgewerbes vereinbarte Vertrags­

strafe "gemäßigt" werden! 

Konventionalstrafe und Verzugszinsen können nebeneinander ver­

einbart werden: Eine solche Vereinbarung wird nur durch § 879 
ABGB begrenzt73 ; der Vereinbarung von Verzugszinsen mit einem die 

üblichen Zinsen erheblich übersteigenden Zinssatz wird der Charak­

ter einer Vertragsstrafe zuerkannt. 

Die Gesellschafter einer Erwerbsgesellschaft bürgerlichen Rechts 
(z. B. Arge) haften für die Konventionalstrafe zur ungeteilten Hand.74 

Im Konkurs oder Ausgleich genießt der Vertragsstrafenanspruch 

keine Privilegierung. Die Masse muß, sofern der Masseverwalter ge­

mäß § 21 KO in das Geschäft eintritt, auch den Verfall der Vertrags­
strafe gegen sich gelten lassen; Sinngemäßes gilt auch im Aus­

gleich/~ 

v. Vorschlag dar Formulierung einer 
Vertragsstrafenvereinbarung 

A. Für Einkäufer oder Besteller 
"Wir sind bei Verzug ferner berechtigt, an Stelle der Vertragserfüllung 
eine Vertr8gsstraf€ von höchstens 5 Prozent des Gesamtauftrags­
wertes oder neben der verspäteten Erfüllung eine Vertragsstrafe von 

0,5 Prozent des Gesamtauftragswertes für jede begonnene Woche 
bis zum Höchstmaß von 5 Prozent zu verlangen. Die Einforderung 

eines darüber hinausgehenden Schadens sowie der Vertragsstrafe 
bleibt uns auch dann vorbehalten, wenn wir eine verspätete Liefe­

rung oder Leistung annehmen."76 

schaftliehe Verderben des Schuldners herbeiführen oder seine wirt- B. Für Verkäufer oder Werkunternehmer 
schaftliehe Bewegungsfreiheit übermäßig beeinträchtigen könnte 

oder wenn schon bei einer nur geringfügigen Fristüberschreitung 

eine hohe Strafe verwirkt sein soll; es muß ein offensichtlich unbe­
gründeter Vermögensvorteil für den Gläubiger vorliegen, der dem 

Rechtsgefühl aller billig und gerecht Denkenden widerspricht oder 

gegen oberste Rechtsgrundsätze verstößt.00 Ist die Bestimmung über 
die Höhe des Vergütungsbetrages gemäß § 879 Abs. 3 ABGB nich­

tig, führt dies nicht zum gänzlichen Wegfall dieses Vertragsteiles; die 

Vertragsstrafe ist vom Gericht in einer Höhe festzusetzen, daß sie 

nach§ 879 Abs. 3 ABGB nicht zu beanstanden ist.70 

Wer sich aber zur Zahlung einer Konventionalstrafe für den Fall nicht 

rechtzeitiger ; nferung eines Werkes verpflichtet, obwohl er wissen 

müßte, daß ih(il eine ordnungsgemäße Fertigstellung zum vereinbar­

ten Termin nicht möglich sein wird, kann sich weder auf Sittenwidrig­
kelt noch auf Unmöglichkeit der Leistung (§ 878 ABGB) berufen.7 ' 

Bei (außerordentlicher) Aufkündigung eines Dauerschuldverhältnis­

ses (z. 8. eines Leasingvertrages) durch den Gläubiger wegen eines 
Verschuldans des Schuldners bleibt es dem Gläubiger unbenom­

men, den ihm auf Grund der Vertragsverletzung des Schuldners ent­

standenen Schaden konkret zu berechnen und geltend zu machen. 

Ist der Schaden auf Grund des AGB des Gläubigers für diesen Fall 
durch eine Konventionalstrafe pauschaliert, die nicht gerade eine 

Verfallsklausel vorsieht (pauschalierter Schadenersatz in voller Höhe 

der noch aushaftenden Raten), sondern die Höhe der aushaftenden 
Raten, die Abzinsung und die im Regelfall doch zu erwartende Wie­

derverwertung des Leistungsgegenstandes (Leasinggegenstandes) 

berücksichtigt, ist die Vereinbarung nicht schon an sich nichtig; eine 
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"Erwächst dem Besteller aus einer von uns V'3rschuldeten Verzöge­

rung ein Schaden, so gebührt ihm eine Entschädigung im Ausmaß 

von 0,5 Prozent je volle Woche, höchstens aber von 5 Prozent vom 
Wert jenes Teils der Lieferung, der infolge der Verzögerung nicht 

rechtzeitig oder nicht zweQkentsprechend benutzt werden kann, bei 

sonstigen Leistungen 5 Prozent vom Leistungsentgelt. Weiterge­
hende Schadenersatzansprüche sind ausgeschlossen."77 

Anmerkungsvarzaichnls 
' Vgl. EhrenzweifrMayrhofer, Schutdrecht' AT, 215. 

'ZB GIUNF 1791; SZ26/2; vgl. dazu RZ 1974142. 

' sz 48/38. 

• Vgl. JBI1986, 246. 

' sz 46/38. 
' Diese vertragsbestärkende Funktion wird in neuerar Zeit immer stärker betont und äußert 
sich darin, daß die Vertragsstrafe auch ohne Schadenseintritt gebühren soll, aber auch 

darin, daß als Vertragsstrafe vermehrt jene Erscheinungen bezeichnet werden, bei denen die 

verfallene Leistung als Buße einem anderen als dem Vertragspartner zufließt; vgl. § 20 

Abs. 4 KWG und Jud, Zivilrechtliche Marginalien zur neuen Habenzinsenregelung - Insbe­
sondere zur Konventionalstrafenvereinbarung, QuHGZ 1979, 51; vgl. auch die Unterschei­

dung zwischen penalty und estimated damages {Ehrenzweig-Mayrhofer, 215, FN 3}. 

' SZ 23/22; EvBI 1973/278; VersR 1984, 772; Ehrenzweig-Mayrhofer, 215. 

' Vgl. Herrar ln Schwimann, ABGB, Rz 5 zu§ 1336 sowie Bydlinski in JBI1974, 154. 

• EvBI 1976/194; EvBI 1979/170. 
'' GIU 15.247; Gschnrtzer in Klang' IV/1, 570; Ehrenzweig-Mayrhofer, 215, FN 3m. w. N. 

'' SZ 38/208; JBI1974, 153 {Bydlinski). 

'' Harrer in Schwimann, ABGB, Rz 4 zu§ 1336. 

'' JBI 1986, 246; Ehrenzweig-Mayrhofer, 218; vgl. Reisehauer in Rummel, ABGB, Rz 8 zu 

§ 921: Harrer in Schwimann, ABGB, Rz 4 zu§ 1336. 
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" Kramer in Straube, HGB, A:z; 3 :~:u § 348. 

" EvBI 1961/362; SZ 47/61; SZ 48/88; Reisehauer in Rummel, ABGB, Rz 10 zu§ 1336; 

Schubart in Rummel, ABGB, Az 2 zu§ 1489 m. w. N. § 1489 ABGB kennt eine dreijährige 
Ve~ährungsfrlst, die ab Kenntnis von Schaden und Person des Schädlgers zu lauten be­

ginnt, und eine 30jährige, wenn Schaden bzw. die Person des Schädigers nicht bekannt sind 

(oder Schaden durch vorsätzlich begangene, gerichtlich strafbare Handlung, die mit mehr 

als ein Jahr Freiheitsstrafe bedroht ist, entstanden ist). 

" Vgl. GIUNF 1128. 

" Reisehauer in Rummel, ABGB, Rz 3 zu§ 1336. 
" Hatrar in Schwimann, ABGB, Rz 6 zu§ 1336; Reisehauer in Rummel, ABGB, Rz 21 zu 

§ 1336; Ehrenzweig-Mayrhofer, 220. 
" Ehrenzweig-MayrhofEif, 221. 
20 Ehrenzweig-Mayrhofar, 221, m. w. N. in FN 34; vgl. auch Reisehauer in Rummel, ABGB, 

Rz 21 zu§ 1336; SZ 48188. Beachte aber§ 9 Abs. 1 Z 21mmMV. 

'' Harrer in Schwimann, ABGB, Rz 6 zu § 1336. ln diesen Fällen steht die Vertragsstrafe 

aber doch in einem Zusammenhang mit einer "Hauptverbindlichkeit", wenn auch i. w. S. 

Undacher, Phänomenologie der "Vertragsstrafe" (1972) 66 ff., seilließt deshalb auch auf das 

Bestehen einer zugrundegelegten Hauptpflicht; dazu kritisiert etwa Söllner in MünchKomm, 

Rn 20 zu § 343; u. E. wäre eine Abgrenzung nach der Rechtswidrigkeit des Verhaltens ziel­

führender, vgl. auch Ehrenzweig-Mayrhofer, 221. Hlebel aber verschwimmen wieder die 

Grenzen zur vertragsbefestigenden Vertragsstrafe. 

" Ehrenzweig-Mayerhofer, 221m. w. N. 

~ sz 5/229; sz 37/17' 

'' Reisehauer in Rummel, ABGB, Rz 9 zu§ 1336; ebenso HS 1716/31 gegen Asp 1928/312, 

vgl. aber Harrer in Schwimann, ABGB, Rz 16 zu § 1336. 

" HS 1716/31. 

" 5 Ob 641/82. 

" RdW 1986,11. 

" Ehrenzwelg--Mayrhofer, 217 f.; vgl. auch § 34 Abs. 1 KartG. 

" Ehrenzwelg-Mayrhofer, 218. 

:>l GIU 12.690 • SpR 145; SZ 25/272; HS 1716/31; HS 1576/119; Ev811976/194; SZ54/46; 

ZAS 1984, 204 u. a.; Reisehauer in Rummel, ABGB, Rz 5 zu § 1336; Ehrenzweig-Mayrhofer, 

215; Kozioi-Welser, Grundriß des bürgerlichen Rechts' 1191; Harrer in Schwimann, ABGB, 

Rz 10 zu§ 1336; Kramer in Straube, HGB, Rz 3 zu§ 348; a. A. Wolff in Klang' VI, 185. 

•• EVBI 1979/170; vgl. ZAS 1984, 1 07; Ehrenzweig-Mayrhofer, 215. 

"' HS 1576/119; vgl. EvBI1983/129; SZ 56/62. 

"' SZ 51/169; Ellrenzweig-Mayrhofer, 216. 

"" Harrer in Schwimann, ABGB, Rz 11 zu§ 1336 unter Hinweis auf RGZ 94, 203, 206 f. 

.. 5 Ob 735/81. 

.. Reisehauer in Rummel, ABGB, Rz 7 zu § 1336 will die Regel des Art. 8 Nr. 3 EVHGB auch 

zu Lasten der an Handelsgeschäften beteiligten Nichtkaufleute anwenden - zustimmend 

Harrer in Schwimann, ABGB, Rz 13 zu§ 1336- und verwahrt sich gegen eine korrigierende 

Auslegung i. S. der h. A. zu § 1336 ABGB; Kramer in Straube, HGB, Rz 2 zu Art. 8 Nr. 3 will 

diese Bestimmung sogar ergänzend im bürgerlichen Recht angewendet wissen. 

" MletSig. 31.259; RZ 1974/42; JBI\974, 368; SZ 54/4 m. w. N. 

,. Grundlegend SZ 54/4; Ehranzweig-Mayrhof&, 216 f.; Kozioi-Walsar' I 191; abw. unter­

insoweit zutreffendem -Hinweis auf § 1298 ABGB: Reisehauer in Rummel, ABGB, Rz 9 zu 

§ 1338, der aber wohl die Präsumptionswirkung dar im§ 1298 ABGB angeordneten Beweis­

lastumkehr verkennt. 

,. Pisko, Lehrbuch des Österreichischen Handelsrechtes, 177; Kramer in Straube, HGB, Rz 

3 zu §348. 

.. SZ 54/4; vgl. Ehrenzweig, System' II/ 1, 191. 

" SZ 54/4; Ehrenzweig-Mayrhofer, 217; Harrer in Schwimann, ABGB, Rz 14 zu§ 1336; 

Kramer in Straube, HGB, Rz 3 zu § 348. 

" Zutreffend Ehrenzweig-Mayrhofer, 218 f.; vgl. § 6 Z 1 KSchG. 

"'JBI1968, 567; vgl. RZ 1976/90. 

"' Reisehauer in Rummel, ABGB, Rz 15 zu§ 1336 m. w. N.; Harrer in Schwimann, ABGB, Rz 

17zu§ 1338. 

" Nimmt man die Begründung für das Vorliegen von Verschulden bei der Vertragsstrafe 

ernst, so ist u. E. die Entscheidung JBI 1968, 587, nicht zu halten, aber auch der Verweis der 

Lehre auf das Mäßigungarecht nicht genug weitgehend. Die systematische Einordnung und 

das Verständnis der Vertragsstrafe als pauschalierter Schadenersatz stehen einer Anwan· 

dung des § 1304 ABGB zumindest nicht entgegen. Betrachtet man die schuldrechtliche 

Seite, so kann die Vertragsstrafe zweifellos bei einer vom Gläubiger zu vertretenden Unmög· 

Iiehkelt der (ordnungsgemäßen) Erfüllung nicht begehrt werden, liegt doch hier kein schüt· 

zenswertes Interesse des Gläubigers an der Ertüllung vor. Dies muß aber auch dann gelten, 

wenn beide Teile die Unmöglichkeit der Leistung zu vertreten haben. der Schuldner mithin 

grundsätzlich zur Leistung der Vertragsstrafe verpflichtet wäre - Beispiel: Schuldner gerät 

mit Übergabe das Hundes "Bello" in Verzug und hat pro Tag einen Vertragsstrafenbetrag zu 

leisten; Gläubiger Ober1ährt in der Folge den Hund und unterläßt die zurnutbare Herbelho· 

lung eines Tierarztes, so daß sich die Heilung des Hundes und somit die Übergabe verzö­

gert. - Der Satz, wonach der Gläubiger keinen Schaden erlitten haben muß, um die Ver­

tragsstrafe verlangen zu können, kann, verlangt man vom Schuldner Verschulden, nur dahin 

verstanden werden, daß der Gläubiger nur den Eintritt der von den Parteien zur Bedingung 

für das Entstehen des Vertragsstrafenanspruches gemachten Voraussetzungen, nicht aber 
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den tatsächlichen Schadenseintritt oder sein Interesse an der Vertragsertüllung beweisen 

muß.- Eine andere Wertung könnte u. U. Im Handelsrecht zum Tragen kommen (und allen­

falls bei entsprechendem Parteiwillen auch im bürgerlichen Recht): Zwar kann auch hier 

nicht vom schOtzenswarten Interesse das Gläubigars abgesehen werden, doch könnte es 

die Raschheit und Sicherheit das Handelsverkehrs nahelegen, den Schuldner- ähnlich wie 

bei der Garantiezusage-auf die Rückforderung der versprochenen Leistung zu verweisen . 

.. SieheauchSZ37/13;SZ39/128. 

" GIUNF 2355. 

" JBI 1976, 487; SZ 39/128. 

., Vgl. Reisehauer in Rummel, ABGB, Rz 12 zu§ 1336; Ehrenzweig-Mayrhofer, 219; für 

sinngemäße Anwendung der lrrtumsanfechtung: Reischauer, a. a. 0., Rz 16. 

"' Vgl. EvBI 1979/170; Reisehauer in Rummel, ABGB, Rz 12 zu § 1336. 

" SZ 42/57; RZ 1978/90; SZ 54/4; DAdA 1984, 150; 7 Ob 518/83. 

"' SZ 25/90; DAdA 1984, 150, U. V. a. 

"' ZAS 1985, 27 (abl. Kerschner); Harrer in Schwimann, ABGB, Rz 30 zu§ 1336 verweist 

darauf, daß in der Regel vom möglichen Schaden auszugehen sein wird, weil der Gläubiger 

den tatsächlichen Schadenseintritt nicht zu beweisen hat. 

,. RdW 1986, 378. 

" Harrer in Schwimann, ABGB, Rz 32 zu§ 1336. 

,. DAdA 1984, 150. 

" SpR 145 alt • GIU 12.690. 

" sz 25/90; sz 54/46. 

" Reisehauer in Rummel, ABGB, Rz 14 zu§ 1338 m. w. N. 

"" EvBI1962/513; SZ 42/57; SZ 53/117. 

" SZ 54/5; JBI1986, 371; RdW 1986, 11, U. V. a. 

"" 7 Ob 515/85. 

., SZ 25190; sz 40/37; SZ 42/57; SZ 54/186 u. v. a. 

.. EvBI 1962/513; SZ 42/57; RZ 1976/90; RdW 1986, 11; J811986, 371. 

" 7 Ob 515/85. 

" EvBI\979/201; SZ 54/186. 

" Ehrenzweig-Mayrhofer, 219. 

"' SZ 56/62; vgl. auch SZ 57/41; JBI1988, 373; JBI1988, 508; EvBI1986/54; AdW 1987, 10. 

.. JBI1985, 547; vgl. auch SZ 54/186. 

"' sz 56/62. 

"30b8oan8;50b675/81. 

" sz 56/62. 

" EvBI 1976/194. 
,. 6 Ob 31/66. 

" DAdA 1984, 150 . 

,. Die Vertragsstrafenregelung ist allgarnein Obiich und unbedingt er1orderiich, um auf den 

Auftragnehmer in Richtung rechtzeitiger und vertragsgemäßer Lieferung entsprechend 

Druck auszuüben. Die Vertragsstrafe wird sowohl für den Fall der Nichterfüllung als auch für 

den Fall varspäteter Erfüllung vereinbart. Bei der Nichterfüllung tritt sie an die Stelle (also 

anstatt) der Erfüllung, bei der verspäteten Erfüllung neben die Erfüllung {RZ 1978/90; Rei­

sehauer in Rummal a. a. 0., Rdz 8 zu§ 1336). Für beide Fälle gHt, daß die Vertragsstrafe 

ohne den oft schwierigen Beweis der Schadenshöhe (z. B. Betriabsausfall) begehrt warden 

kann (Arb 9141), ja sogar dann, wenn Oberhaupt kein Schaden entstanden ist (SpR 145 u. v. 

a.). Allerdings wird i. d. R. Verschulden des Vertragspartners- dessen Vorliegen vom Gesetz 

(§ 1298 ABGB) vermutet wird- vorausgesetzt (EvBI1977/83 u. v. a.). Nach dar gewählten 

Formulierung ist der Besteller berechtigt, auch einen über die Vertragsstrafe hinausgehen­

den Schaden, z. 8. eine ihn treffende höhere Vertragsstrafe, die im Prozeß verhältnismäßig 

laicht nachgewiesen werden kann, zu verlangen. Die vorgeschlagene Formulierung nimmt 

auf die Frage, ob die Vertragsstrafe auch ohne Verschulden des Auftragnehmers vertällt, 

nicht Bezug. Da aber nach der Rechtsprechung eine verschuldansunabhängige Vertrags· 

strafe ausdrücklich vereinbart werden müßte (SZ 54/4), liefe eine solche Klausel auch Ge-­

fahr, daß sie- als im Sinne das§ 879 Abs. 3 ABGB den Auftragnehmer gröblich benachteili­

gend -im Streitfall vom Gericht als nichtig &klärt warden würde. 

" Da hier gleichzeitig Kauf- und Werkvertrag behandelt werden und das in Geld zu lei­

stende Entgelt einmal .,Preis~ und einmal ,.Werklohn" heißt, soll der gemeinsame Überbegriff 

"Entgelt" verwendet werden. Diese Klausel enthält eine Einschränkung der Ersatzpflicht des 

Lieferara aus Verzögerungsschäden, die allerdings - das soll nicht verhehlt werden - bel 

Vorsatz und jedenfalls .. krasser grober" Fahrlässigkeit aus dem Gesichtspunkt der Sitten­

widrigkeit bedenklich erscheinen könnte. Bei Ungleichgewichtslage zwischen Ueferer und 

Besteller analog zu VerbraucheNerträgen wäre diese Bedenklichkeit auch auf Fälle der 

"schlichten groben" Fahrlässigkeit (vgl. § 6 Abs. 1 Z 9 KSchG) auszudehnen. Da aber die 

F<llle dar leichten Fahrlässigkeit weitaus überwiegen und aus dem Gesichtspunkt der Teil· 

nichtigkeit (Krejci in Rummel, ABGB, Rdz 256 :zu§ 879; vgl. auch SZ 56/3) gröblich nachtei· 

Iiga Vertragsbestimmungen (§ 879 Abs. 3 ABGB) nur insoweit nichtig sind, kann schon das­

halb an dieser deutlichen Formulierung festgehalten werden, weil ihre Wirkung auf den Ge­

schäftspartner als potentiellen Konfliktsgegner nicht unterschätzt werden darl. 
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Dipl.-lng. Dr. Werner Nikodem, Zivilingenieur für Forst- und Holzwirtschaft 

ErmiHiung des Verkehrswertes von Wald 
Der Verkehrswert einer Sache kann mit Hilfe des Austauschwertes 
(Vergleichswertverfahren), des Ertragswertes bzw. des Sach- oder 
Herstellungswertes ermittelt werden. (1) 
Bei der Waldbewertung werden ebenfalls diese drei Methoden ver­
wendet, wobei oft ein kombiniertes Verfahren zur Anwendung ge­
langt. 
Ein Forstbetrieb ist dem Grund nach ein Betrieb wie jeder andere. Es 
treten jedoch einige für die Bewertung wesentliche Besonderheiten 
auf, die nur kurz skizziert werden sollen. Dies wird an Hand des Mo­

delles eines sogenannten "Normalwald"-Betriebes dargelegt. 
Die Größe ist genau 100 ha. Die Holzartenverteilung und die Zu­
wachsverhältnisse sind völlig gleichmäßig. Seit mindestens 100 Jah­

ren wird jedes Jahr genau 1 ha kahlgeschlägert und wieder aufgefor­
stet. Der Holzertrag ist daher jedes Jahr genau gleich groß. Es wird 
deshalb also alljährlich 1 Prozent der Fläche und zirka 2 Prozent des 
Holzvorrates genutzt. Der Wert von den 2 Prozent wird hier nicht ab­
geleitet. Die jährliche Nutzung und die Höhe des Holzvorrates bleiben 
also stets gleich. (2) 
Der Wert des Bodens und des stehenden Holzvorrates entspricht da­

bei dem Wert des eingesetzten Kapitals. Die Werte der Anlagegüter, 
Maschinen und Baulichkeiten werden bei den hier angestellten Über­
legungen vernachlässigt. 
Der Zuwachs selbst, der in der forstlichen Ertragslehre unterschied­
lich definiert wird, stellt sich in der Natur als alljährlicher Jahresring 
bzw. Wipfeltrieb bei jedem einzelnen Stamm des Betriebes dar. Die­
ser Zuwachs kann natürlich nicht direkt genutzt werden! Es kann je­
doch die aliquote Menge beim Abtrieb der 100 Jahre alten Fläche 
bzw. bei der Zwischennutzung (Durchforstung) genut~ werden. Es 
ist verständlich, daß in der Wirklichkeit die beschriebenen Normai­
waldverhältnisse nie erreicht werden. 
Zu Betrieben in anderen Wirtschaftsbereichen bestehen daher fol­
gende Unterschiede: Der Investition der Bestandsgründung steht in 
unserem Beispiel des "Normalwald"-Betriebes der Abtrieb gegen­
über, der erst nach einem Produktionszeitraum von 100 Jahren mög­
lich ist. Dies ist für andere Branchen der Wirtschaft ein unvorstellbar 
langer Zeitraum. 
Der Umsatz (mengenmäßig zirka 2 Prozent des Vorrates) und natür­
lich in der Folge auch der Reinertrag sind im Vergleich zum einge­
setzten Kapital (Boden und stehender Holzvorrat) sehr gering. 
Es ist auch keine exakte Trennung von Kapital (des stehenden Holz­
vorrates) und Rente (Zuwachs) möglich. Außerdem ist jederzeit ein 
Vorratsaufbau oder auch ein Vorratsabbau möglich und im Rahmen 
des Forstgesetzes (3) mit hier nicht näher angeführten Einschränkun­
gen auch zulässig. Bei großen Abweichungen vom Normalwaldmo­
dell ist zur Ertragsoptimierung auch ein Aufbau bzw. Abbau notwen­
dig. 
ln der Literatur gibt es keine genauen Angaben, ab welcher Wald­
größe von einem Forstbetrieb gesprochen wird. 
Die Finanzverwaltung unterscheidet beispielsweise für die Bewer­
tung "Kieinstwälder" mit einem Flächenausmaß bis zu 10 ha, Klein­
wälder mit 10,01 bis 100 ha und Großwälder mit über 100 ha. (4) 
Bei den Sachverständigenlisten sind nur "kleinere" und "größere" 
forstwirtschaftliche Liegenschaften (94.07 und 94.05 der Nomenkla­
tur) angeführt. Dafür wird im Bewertungskatalog der BIK (5) als 
Grenze bei Wald in ertragsreichen und gut bestockten Lagen eine 
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Fläche von 5 ha und in ertragsarmen Lagen von 1 0 ha angeführt. 
Dies ist mit der Schwierigkeit einer genauen Waldbewertung zu be­
gründen. Bei staatlichen Erhebungen erfolgt oft eine Trennung bei 
200 ha. Im landläufigen Sinn wird oft erst dann von einem Forstbe­
trieb gesprochen, wenn der Eigentümer nicht mehr selbst manuell 
mitarbeitet und zumindest früher auch Angestellte beschäftigt hatte. 
Es ist also keine einheitliche Trennung von Einzelwaldflächen und 
Forstbetrieb gegeben, und es soll hier nicht noch eine neue Definition 
für die Bewertung versucht werden. 
Folgende Faktoren beeinflussen den Verkehrswert eines Forstbetrie­
bes bzw. einer einzelnen Waldfläche: 
a) rein betriebswirtschaftlich: 

Bodengüte, 
Bestockung (Holzarten, -qualität und -verrat, Altersaufbau und Zu­

wachsleistung), 
Betriebskosten, 
innere und äußere Marktlage, 

Betriebsgröße. 
b) Jagd: 

Art und Höhe des Wildbestandes bzw. des möglichen Abschus­
ses. 

c) Verhältnisse am allgemeinen und am rein forstlichen Bodenmarkt. 
Ein Vergleich der tatsächlichen Verkaufspreise mit den Werten einer 
forstlichen Bewertung nach nur betriebswirtschaftliehen Gesichts­
punkten zeigt, daß eine erhebliche und mit rein wirtschaftlichen 
Überlegungen nicht zu begründende Differenz besteht. Es seien da­
für hier nur folgende Komponenten schlagwortartig angeführt: 
Bodenverknappung, 
durch andere Verkäufe (z. B. von Bauland) frei gewordenes Kapital, 
das wieder in Grund und Boden angelegt werden soll, 
Flucht in Sachwerte (Angst vor Inflation), 
Sozialfunktion. _ 
Nebenbei bemerkt sei, daß bei Betrieben ab Eigenjagdgröße (115 ha) 
meist Kaufwerber auftreten, die sich das notwendige Kapital nicht 
mit Gewinnen in der Land- und Forstwirtschaft erwarben. 

Ertragswert 
Dieser wird auch oft "Waldrentierungswert" genannt. (7) 
Der Ertragswert ist der kapitalisierte Reinertrag und nichts anderes. 
Andere Werte, die ebenfalls kapitalisiert werden, bedürfen einer an­
deren Bezeichnung. (5) Dieser Hinweis ist leider notwendig, da immer 
wieder Fixkosten und manchmal auch Arbeitseinkommen miteinbe­
zogen werden und das Ergebnis ebenfalls als Ertragswert bezeichnet 
wird. 
Der Ertragswert wird nach folgender Formel (6) berechnet: 

W =(Au+ Da+ ... Dq- c- uxv) I O.Op 

W Ertragswert 
Au Abtriebswert im Alter und Jahre 
Da Durchforstungsertrag im Bestandsalter von a Jahren 

c Kulturkosten 
u Umtriebszeit (im angeführten Beispiel des Normalwaldes 100 

Jahre, in Österreich meist zwischen 80 und 120 Jahre) 
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Erminlung des Verkehrswertes von Wald 

v Verwaltungskosten je Hektar 
p Kapitalisierungszinsfuß 

Bei dieser Formel bestehen jedoch oft Unklarheiten, da oft eindeutige 
Angaben über die Bezugsflächen fehlen. Der Wert gilt eigentlich nur 
für den erwähnten "Normalwald"-Betrieb im Ausmaß von u ha. 
Es ist einfacher und ilbersichtlicher, wenn alle Werte auf die zu be­
wertende Fläche bezogen werden. 
Im Zuge der Erhebungen müssen alle notwendigen Bestandsdaten 
erhoben werden. Dann wird mit den in der Forsteinrichtung üblichen 
Formeln der Hiebssatz ermittelt. Der Hiebssatz einer vorhandenen 

Forsteinrichtung dari nicht ungeprütt übernommen werden, weil da­
bei möglicherweise subjektive Momente berücksichtigt wurden. Der 
Hiebssatz ist so zu ermitteln, daß er möglichst lange konstant bleiben 
kann. Ebenso ist der tatsächliche Einschlag nicht ungeprüft anwend­

bar. 
Bei den Erlösen sollen die Holzpreise eines längeren Trends herange­
zogen werden, da doch oft nicht geringe Schwankungen der Preise 
des Rohstoffes Holz auftreten, wobei, wie bei vielen anderen Proble­
men, ein gesicherter Blick in die Zukunft unmöglich ist! Zutreffend ist 
es hingegen, daß die Verkehrswerte von Wald nicht so stark schwan­
ken wie die Holzpreiset 

Bei den Aufwendungen sind die Werte einer etwa vornandenen 
Buchhaltung nicht ungeprüft zu übernehmen. Es ist sinnvoll, wenn 
von anderen Betrieben übernommene und modifizierte Werte ver­
wendet werden, wobei selbstverständlich ein gut und ortsüblich ge­
führter Betrieb unterstellt werden muß. 
Neben den Erträgen aus der Holznutzung sind selbstverständlich 
auch andere Erträge zu beachten. Bei der Jagd wird vor allem der 
tatsächliche oder auch nur der mögliche Pachterlös zu beachten 
sein, wobei hier meist erhebliche Unterschiede zwischen Eigen- und 
Genossenschaftsjagdgebiet bestehen. 

Wenn der Altersklassenaufbau sehr unregelmäßig ist und deshalb 
auch stark schwankende Reinerträge zu erwarten sind, dann soll mit 
einer periodischen Rente gerechnet werden. (2) 
Meist wird zur Kapitalisierung des Reinertrages der sogenannte 
"Forstliche Zinsfuß" von 3 Prozent verwendet. Dieser soll die geringe 
Rendite von Forstbetrieben entsprechend berücksichtigen. ln den 
Sonderrichtlinien (7a) wird auf die Allgemeinen Richtlinien (7b) ver­
wiesen. Hier ist angeführt, daß in erster Linie die von den Oberlan­
desgerichten auf Grund der Realschätzordnung (8) verlautbarten 
Zinsfüße heranzuziehen sind. Diese betragen 1988 einheitlich 4 Pro­
zent. Die tatsächliche Rendite vom Verkehrswert ist jedoch wesent­
lich geringer. Der ermittelte Ertragswert hängt aber wesentlich vom 
gewählten Kapitalisierungszinsfuß ab. Der Kapitalisierungsfaktor ist 
bei 3 Prozent mit 33,3 um 33 Prozent höher als bei 4 Prozent mit 25! 
ln Österreich wird mehr oder weniger einheitlich der Wert von 3 Pro­

zent oder vereinzelt von 2 oder 2,5 Prozent angewendet, obwohl eine 
auch nur so hohe Rendite bei Forstbetrieben derzeit niemals erreich­
bar ist Bei der forstlichen Einheitsbewertung wird hingegen ein aller­
dings nur fiktiver Ertragswert mit einem Kapitalisierungsfaktor von 18 
(d. s. 5,56 Prozent) ermittelt. (4) 
Da das Ergebnis einer so völlig richtigen Ertragswertberechnung in 
der Regel weit unter dem tatsächlichen Verkehrswert liegt, werden 
oft zu optimistische Annahmen getroffen. Diese Vorgangsweise ist 
nicht korrekt und zielführend, da damit nicht die außerhalb des be­
triebswirtschaftlichen Bereiches liegenden wertbestimmenden Kom­
ponenten erfaßt werden können. 
Seit Bewertungen mit den auch heute noch üblichen Methoden für 
die Ertragswertberechnung erfolgen, ergibt sich folgende Schwierig­
keit: Der Ertragswert ist wesentlich geringer als der Wert (Erlös) einer 
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mehr oder weniger großen und nach dem Forstgesetz noch zulässi­
gen Überschlägerung und dem Ertragswert des verbleibenden Be­
triebes. Der Wert, der also für einen seriösen und langfristig denken­
den Kaufwerber durchaus angemessen wäre, ist deshalb für einen an 
kurzfristige Gewinne denkenden Kaufwerber zu gering. Es traten 
deshalb immer wieder sogenannte .,Güterschlächter" auf, die oft 
nicht geringe kurzfristige Gewinne realisieren konnten und verwü· 
stete Wälder hinterließen. 

Sachwert 
Dieser wird in der Forstlichen Bewertungslehre auch oft Zerschla­
gungswert genannt. 
Der Sachwert eines Forstbetriebes (oder Waldgrundstückes) ist die 
Summe von Waldboden- und Bestandeswert. Auf die Werte von all­
fälligen Gebäuden u. a. wird hier nicht eingegangen. 

Waldbodenwert ·u 
Dieser entspricht aus den schon beim Ertragswert erwähnten Grün­
den nicht dem Bodenertragswert. Auf eine Wiedergabe der früher 
dafür verwendeten Formeln wird daher hier auch verzichtet. Es muß 
eine Ableitung mit Hilfe des Vergleichswertverfahrens erfolgen. (5), 
(7b) Hiebeiergibt sich jedoch die oft unlösbare Schwierigkeit, daß in 
vielen Gebieten nur sehr selten unbestockte Waldflächen verkauft 
werden. Bei erhobenen Vergleichswerten von bestockten Waldflä­
chen müßte - theoretisch - der Bodenwert die Differenz zwischen 
Waldwert und Bestandeswert sein. Diese Methode ist jedoch sehr 
zeitaufwendig und auch ungenau. 
Häufig wird deshalb die Wertrelation zu landwirtschaftlich genutzten 
Flächen als Hilfsmittel herangezogen. ln den Bewertungsrichtlinien 
(7 a) ist die Relation 1 : 3 zwischen Waldboden und ackerfähigen Flä­
chen mittlerer Qualität angegeben. Bei zahlreichen Grundbucherhe­
bungen konnte festgestellt werden, daß diese Relation ungefähr zu­
treffend ist. 

ln Bereiche~, in denen die rein land- und forstwirtschaftliehen 
Aspekte bei der freien Bodenpreisbildung in den Hintergrund treten, 
kann diese Relation meist nicht mehr angewendet werden. Hier ist 
jedoch zu beachten, daß durch die eher schwer zu erreichenden Ra- ·:;j; 
dungsbewilligungen {3) die Möglichkeiten einer höherwertigen Ver­
wendung geringer sind als bei rein landwirtschaftlichen Flächen. 

Bellandeswert 
Früher erfolgte meist eine Bewertung der jüngeren Bestände nach 
den Formeln des "Bestandeskostenwertes". Es wurden dabei also 
die bisherigen Kosten einschließlich der entsprechenden Verzinsung 
(Prolongierung) beachtet. Bei alten und damit abtriebsfähigen Be­
ständen wurde der Bestandesabtriebswert ermittelt. Dieser ent­
spricht dem Erlös bei einer Nutzung des Bestandes. Bei mittelalten 
Beständen erfolgte eine Ermittlung des "Bestandeserwartungswer­
tes". Hier wurden die künftig zu erwartenden Erträge abzüglich der 
noch nötigen Aufwendungen auf den Bewertungstag diskontiert. 
Nachdem sich der Produktionszeitraum im Wald auf einen sehr gro­
ßen Zeitraum erstreckt, spielt die Höhe des zu wählenden Zinsfußes 
eine wesentliche Rolle. Die tatsächliche Verzinsung steigt mit stei­
gender Ertragsleistung und umgekehrt. Mit steigendem Zinsfuß 
steigt natürlich der Kostenwert wegen der Prolongierung und der Er­
wartungswert sinkt wegen der Diskontierung. Es müßte also deshalb 

HEFT 2/1988 



/ .. 

für jeden Bestand der entsprechende "interne Zinsfuß", der die Wert­

entwicklung entsprechend berücksichtigt, nach folgender Formel (9) 

ermittelt werden: 
1.0p" = (Au + B +V) I (c + B +V) 

Legende: 
p interner Zinsfuß 

u Umtriebszeit, meist 100 Jahre 
Au Abtriebswert im Alter u Jahre 
8 Bodenwert 
V Vei'Vo/altungskostenkapital (das sind die kapitalisierten 

Fixkosten) 
c Kulturkosten 

Bei dieser Formel werden sowohl die künftigen Erträge als 
auch die bisherigen AufWendungen berücksichtigt. Der Zins­
fuß schwankt dabei z. ä~bei den Berechnungen von Sagl (9) 

zwischen 0,69 und 3,66 Prozent. 
Da diese Methoden relativ zeitaufwendig sind, setzte sich das 

Alterswertfaktorenverfahren durch. Dabei wird folgende For­

mel verwendet: (6) 
Hi=Auxfixb 

Hi Bestandeswert im Alter i Jahre 
Au Abtriebswert im Alter u Jahre 

u Umtriebszeit 
fi Alterswertfaktor 

b Bestockungsgrad, das ist der Quotient zwischen tat~ 

sächlichem Vorrat und dem taut Ertragstafel. 

Der Alterswertfaktor kann entweder Tabellen (z. B. Sagt, 9) entnom­
men werden oder er kann auch mit einfachen EDV-Programmen er­

mittelt werden, womit die doch eher komplizierte Waldwertrechnung 
vereinfacht werden kann. Die dafür nötigen Formeln (1 0) werden hier 

nicht gesondert angeführt. 
Da der Bestandeswert von so vielen Faktoren abhängig ist, ist die 

Anwendung des Vergleichswertverfahrens so gut wie stets unmög­

lich. 

Verkehrswert 
Bei größeren Flächen soll der folgende Bewertungsgrundsatz der BIK 

(5) angewendet werden: 

"Der Verkehrswert größerer forstlicher Liegenschaften, in denen re­
gelmäßige Nutzungen möglich sind, ist sowohl nach dem Sachwert­

verfahren als auch nach dem Ertragswertverfahren abzuleiten. Dem 
Sachwert kommt mit zunehmender Liegenschaftsgröße ein kleineres 

und dem Ertragswert ein größeres Gewicht zu. 
Zusätzlich ist der ermittelte Verkehrswert durch Vergleichswerte ab­

zustützen. 
Die Abgrenzung zwischen Forstbetrieb und Waldgrundstück bzw. ab 
welchem Flächenausmaß neben dem Sachwertverfahren auch das 

Ertragswertverfahren für die Verkehrswertermittlung herangezogen 

werden muß, ist schwierig. Neben dem Flächenausmaß ist dies auch 
von Bestandesaufbau, Altersklassenverhältnis und Zuwachsverhält­

nissen abhängig. 
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Als Richtwert kann angeführt werden, daß ab rund 50 ha auch das 
Ertragswertverfahren herangezogen werden kann." 

Bei kleineren Flächen ist hingegen die Sachwertmethode anzuwen­

den. Es ist also zu beachten, daß der Verkehrswert je Flächeneinheit 

mit steigendem Flächenausmaß sinkt. Wichtig ist, daß eine Bewer­
tung sich nicht ausschließlicH auf betriebswirtschaftliche Berechnun­
gen stützen kann und daß durch die Heranziehung von Vergleichs­

werten die tatsächlichen Verhältnisse am Bodenmarkt voll berück­
sichtigt werden. 

ln der Realschätzordnung (8) ist in den§§ 16 ff. vorgesehen, daß bei 

einzelnen land- und forstwirtschaftliehen Grundstücken sowie bei 

mittleren und kleinen land- und forstwirtschaftliehen Besitzungen die 

Wertermittlung durch Feststellung des Verkaufswertes und bei gro­
ßen land- und forstwirtschaftliehen Gütern die Schätzung durch Ka­

pitalisierung des Reinertrages zu erfolgen hat. Der dafür nötige Zins­

fuß wird alljährlich von den Oberlandesgerichten bekanntgegeben 
und beträgt derzeit einheitlich 4 Prozent. Eine Abweichung bei der 

Bewertungsmethode als auch beim Zinsfuß ist mit einer entspre­

chenden Begründung zulässig. 

ln der Realschätzordnung ist also eine Methode vorgesehen, mit der 
heute unmöglich der Verkehrswert eines größeren Forstbetriebes er­

mittelt werden kann. Es muß stets von der zulässigen Abweichung 
Gebrauch gemacht werden. 

Am Ende soll noch auf ein Problem hingewiesen werden, das von 

Sachverständigen allein nicht gelöst werden kann. Bei der Feststel­
Jung von Pflichtteilen bei Erbauseinandersetzungen ist der Verkehrs­

wert eines Forstbetriebes zu ermitteln. Dabei sind persönliche Steu­

ern (z. B. Einkommensteuer) nicht zu berücksichtigen. Danach muß 
der Erbe des Forstbetriebes den anderen Erben ihren Anteil, sofern 

nicht ausreichend andere Vermögenswerte vorhanden sind, in bar 
auszahlen. Dafür ist meist entweder der Verkauf eines Teiles des Be­

triebes oder eine oft nicht geringe Mehrnutzung notwendig. Diese 

Einnahmen sind jedoch für den neuen Eigentümer des Forstbetriebes 
einkommensteuerpflichtig, so daß sich letztendlich der Vermögens­

stand des Haupterben mehr verringert, als dies nach den Bewertun­
gen der Fall wäre. 
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Dipl.-lng. Dr. techn. Bruno Eisler, Zivilingenieur 

Über die Auswirkung von DruckgeläB- und 
Druckbehälterexplosionen 
Obwohl offenbar infolge verbesserter Herstellungsmethoden sich in 
den letzten Jahrzehnten Explosionen von Druckgefäßen und -behäl­
tern seltener ereigneten, erscheint das Thema noch immer aktuell, da 

derartige Ereignisse nie vollkommen auszuschließen sind. Die 
Gründe hiefür ergeben sich aus der Unmöglichkeit einer vollkomme­

nen Gütesicherung bzw. Qualitätskontrolle und der Zeitabhängigkeit 
der Sicherheit (1). Als Beispiel für eine mangelhafte Gütesicherung 
sei das sicher nicht aus Fahrlässigkeit verursachte Platzen eines 
5000-m3-Kugelbehälters bei der Wasserdruckprobe in Madrid im 
Jahr 1971 erwähnt, wobei fünf Menschen getötet wurden, Abb. 1 (2). 

1. Definition des Begriffs der Druckgefäßexplosion 
"Eine Druckgefäßexplosion liegt vor, wenn eine Trennung der Gefäß­
wandungen durch den Betrieb in einem solchen Umfang eintritt, daß 
ein plötzlicher Ausgleich der Spannungen erfolgt und der Betrieb des 
Druckgefäßes damit von selbst ein Ende findet."(§ 53 Abs. 1 Dampf­
kesselverordnung, BGBI. Nr. 510/1986, eine Verordnung, mit der auf 
Grund des Art. 48 VEG, BGBI. Nr. 277/1925, i. d. F. d. BGBI. Nr. 55/ 
1948, nach welchem Gesetz Druckgefäße und Druckbehälter u. a. 
derart aufzustellen sind, daß eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
und für Leben und Gesundheit der im Betrieb beschäftigten Perso­
nen möglichst hintangehalten wird, u. a. Bestimmungen über die Auf­
stellung von Druckgefäßen getroffen wurden.) 
Der Begriff "plötzlich" bedeutet darin eine Druck-(Spannungs-)Aus­
gleichszeit von bis zu etwa zwei Sekunden, die nach Zinzen und Dern 
(3) vom Öffnungsquerschnitt F und Gefäßvolumen V abhängt. Aus 
einer Schadenstatistik hat sich gezeigt, daß es zwei Gruppen von 
Wandungsschäden gibt, von denen die eine verhältnismäßig gering­
fügige, die andere dagegen erhebliche Rißflächen (Öffnungsquer­
schnitte) aufweist. Dazwischen liegt eine schadenfreie Zone, so daß 
man ein Verhältnis FN annehmen kann, das in dieser Zone liegt und 
das die Rohrreißer (Maschinenschäden) von den Explosionsschäden 
gut trennt. Bei Rohrreißern beträgt das Verhältnis FN etwa 5 bis 
10 cm2/m 3

, bei Gefäß- oder Behälterexplosionen mindestens 
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1000 cm2/mJ. Ist das Verhältnis FN größer als 100 cm2/m3 , ist der im 
§ 53 Abs. 1 DKV geforderte Umfang der Trennung der Gefäßwan­
dungen erreicht und handelt es sich um eine Explosion. Bei FN = 

100 cm2/m3 beträgt die Druckausgleichszeit zirka zwei Sekunden. 
(Die genaue Ermittlung dieser Zeit ist schwierig, da sie auch vom 
Druck sowie Medium und dessen Aggregatzustand abhängt und im 
Hinblick auf die vorstehenden Ausführungen unnötig.) 

2. Auswirkung von Druckgefäß- bzw. 
Druckbehälterexplosionen 
Definiert man die Explosion als etwas Unerwartetes, Plötzliches, so 
bedeutet sie naturwissenschaftlich das rasche Freiwerden einer 
Energiemenge. Es kommt nun aber nicht nur auf die Größe dieser 
Energiemenge an, sondern auch darauf, wo und wie rasch sich die­
ser Prozeß abspielt. ln einem großen unbesiedelten Gebiet bleibt 
auch die Freisatzung größerer Energiemengen ohne Rückwirkung auf 
die Umwelt, vorausgesetzt, daß dabei nicht radioaktive oder giftige 
Stoffe frei werden. Setzt man die Energiemenge E in Beziehung zur 
Druckausgleichszeit t, so wird die Leistung N = E!t eine Explosions­
welle verursachen, die sich in der Luft kugelförmig ausbreitet. Da der 
Prozeß sehr verwickelt ist, kann eine Lösung des Problems der Aus­
breitung und mechanischen Wirkungen der Explosion nur mit groben 
Näherungen erfolgen. "Eine Reihe praktischer Erfahrungen weist nur 
darauf hin, daß die Fortpflanzung von Explosionsstößen in freier Luft 
durch stehende Wellen und mit sehr großer Geschwindigkeit erfolgt. 
Für die wellenförmige Ausbreitung von Explosionsstößen sprechen 
die anläßlich der Explosion von Sprangmitteldepots wiederholt ge­
machten Beobachtungen, daß in verschiedenen Entfernungen von 
einem Explosionsort die Fensterscheiben von Wohngebäuden ab­
wechselnd entweder in die Wohnräume hineingeschleudert werden 
und die darin befindlichen Personen verletzen, oder daß die Fenster­
scheiben auf die Straße hinausgesaugt werden, in welchem Fall 
keine Verletzungen und Beschädigungen durch Glassplitter vorkom­
men. Dazwischen gibt es in der Regel auch bestimmte Entfernungen, 
bei welchen überhaupt die Fensterscheiben eines Gebäudes nicht 
zerbrochen werden." Außerdem war wahrzunehmen, "daß eine Ex­
plosion einen um so dumpferen, tieferen Ton erzeugt, je größer die 
explodierte Menge des Sprengstoffes ist" und je geringer die Brisanz 
desselben ist (4). Geringe Brisanz wirkt mehr schiebend als zertrüm­
mernd und hat mehr eine Art von Fernwirkung. Damit sind Druckge­
fäßexplosionen vergleichbar. 

Unter Vernachlässigung des Einflusses der Art, des Aggregatzustan­
des und der Temperatur des Mediums ist E annähernd proportional 
dem Produkt aus Anfangsdruck (höchster festgesetzter Betriebs­
druck) p und Volumen V (Verdrängungsarbeit (5)). 

Nach Zinzen (3) ist t ~ für Dampfkessel mit einem Betriebsdruck 
V 

zwischen 10 und 100 bar annähernd indirekt proportional Vp, also 

t ..i_=t(-1-) s/m. 
V Vp 
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(Die Geschwindigkeit im Druckgefälle bei reibungsfreier Strömung 
w = f (Vp) m/s, womit sich gewissermaßen eine Kontrolle oder Bestä­
tigung der vorstehenden Beziehung ergibt.) 
Das Verhältnis FN ist um so größer, je mehr sich die Gestalt des 
Gefäßes einer Kugel nähert, d. h. je größer d3N ist, worin d den größ­
ten Wandungsdurchmesser in m bedeutet. Damit ist 

F ( d') v~t v und 

t~t(f )p)~t(d'~) und 
N ~ f (pV) f (d' VP') 

t(d,~) 

Da der größte Wandungsdurchmesser aus der Zeichnung und der 
festgesetzte höchste Betriebsdruck in bar bekannt sind, könnten mit 
diesem Ergebnis praxisnahe und folgerichtige Maßnahmen für die 
Aufstellung von Druckgefäßen und -behältern getroffen werden. 
Nach der Explosion eines großen Dampfkessels (§§ 15c und 18 
DKV), bei dem d3 Vrf = 275 war, sah das Kesselhaus wie nach einem 
Bombenangriff im Zweiten Weltkrieg aus (Abb. 6 in (1 )). Einzelne Teile 
flogen sogar bis zu einem benachbarten Kinderspielplatz. 

3. Berechnung einer Schutzzone 
Bei sehr großen Druckbehältern, insbesondere Kugelgasbehältern, in 
denen in der Regel brennbare Stoffe aufbewahrt werden, kann eine 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit unter anderem nur durch eine 
Schutzzone hintangehalten werden, zumal bei derartigen Behältern 
im Explosionsfall die Reaktionswärme der folgenden Gasexplosion 
überwiegt. (Bei Atomreaktordruckgefäßen könnte eine Schutzzone 
nicht groß genug sein.) 
Die bekannten Näherungsformeln für den bei Brennstoff-Luft-Deto­
nationen in der Atmosphäre auftretenden Überdruck P in Abhängig­
keit von der Entfernung vom Explosionszentrum r wie 

Eo,sr Eo.a~s 

P=52 ---mbaroderr=10,2--- m, 
r1,r po,58e 

worin E die Reaktionswärme der explodierenden Gaswolke in kcal 
bedeutet (6), oder aus Regeln der Sprangtechnik wie 

worin L die Lademenge in kg bedeutet (7), liefern sehr ungenaue Er­
gebnisse, da diese von der Abschätzung des zuverlässigen Über­
drucks P und der Reaktionswärme E bzw. der äquivalenten Lade­
menge L abhängen. Bei Flüssiggas (z. 8. Propan) verbrennt nach der 
Behälterexplosion nicht der ganze Behälterinhalt explosionsartig. 
Auch das von Schardin angegebene Druckdiagramm (1 0) hilft in die­
sem Fall nicht weiter. 
Vom explodierenden Behälter geht ein Verdichtungswellenstoß aus, 
dessen Gesamtimpuls N proportional ist. Da der Impuls einer Kugel­
welle in freier Luft nach Cranz (8) indirekt proportional dem Quadrat 
der Entfernung ist, kann eine Regel für eine Schutzzone aufgestellt 
werden, wenn die mechanischen Wirkungen wenigstens einer Explo­
sion bekannt sind. Die Explosion einer Propankugel in Feyzin von 
14 m Durchmesser (Abb. 2) verursachte bei zirka 25 bar (die Explo­
sion erfolgte bei einem den Probedruck übersteigenden Druck) noch 
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in 400 m Entfernung zerbrochene Fensterscheiben und Putzschäden 
(9). (Ob diese Schäden durch die Druckwelle der Behälterexplosion 
oder durch diejenige der Folgeexplosion des Gas-Luft-Gemisches 
verursacht wurde, ist dem Bericht nicht zu entnehmen, erscheint 
aber für die Abschätzung des Schutzzonenradius unwesentlich, da in 
derartigen Behältern in der Regel brennbare Gase aufbewahrt wer­
den, die sich bei der Behälterexplosion entzünden können.) Durch 
das brennende Flüssiggas wurden mindestens 16 Menschen getötet 
und 100 Personen erlitten Brandverletzungen. 

Proponkug•l 

- 1'1 m 
m x B•tri•bsdruck 17 otü 

Inhalt 1200mJ 

Entnohm•l•itung 

/////'/~ ///.-'/// /.// /// 
_____ ~J lFtun- 1 ~- __ _ ':../.L 
-----_JSd'lolfH"- L-----
Enrt .. ~rungs- B~rr Füll~itung 
Ltoi tung 

Soll ein Schutzzonenradius r bestimmt werden, bei dem im Fall der 
Explosion die mechanischen Wirkungen pro m2 um z. B. die Hälfte 
geringer sind als bei der Explosion in Feyzin und die der Zahl Nr pro­
portional seien, so wird mit 

N, ~ d' VP' ~ 14' ~ 343000, r, ~ 7 m, 
r4oo = 400 m und N4oo: N7 =I): raoo 

49 
N400 = 343000 --- = 1 05 

160000 

ergibt sich 

r2 = !1__ N7 und mit N7 = N wird 
N, 

,f49i'l 
r ~ V 525 ~ 0,966 v'N m, 

worin N nicht gleich der Explosionsleistung am Explosionsort unter 
Berücksichtigung der Reaktionswärme des teilweise explosionsartig 
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verbrennenden Inhalts, sondern eine Zahl ist, die dieser annähernd 
proportional ist, obwohl für E bzw. in N nur die Ausdehnungsarbeit 
als f(pV) eingesetzt wurde, da die bei der teilweise explosionsartigen 
Verbrennung des Inhalts freiwerdende Energie dem Volumen V bzw. 
dJ annähernd proportional ist. Durch Einführung der bei der Explo­
sion in Feyzin gewonnenen Werte als Randbedingung ergibt sich der 
Faktor 0,966, der die schwierige Abschätzung der Größen P und E 
(einschließlich Reaktionswärme) entbehrlich macht. 

N~d'v'iJ' 
d Durchmesser in m, 
p festgesetzter höchster Betriebsdruck in bar. 

Dieses auf Ertahrung beruhende Ergebnis deutet darauf hin, daß seit 
dem Aufkommen großer Druckbehälter, insbesondere Kugelgasbe­
hälter, dem Gesetz (Art. 48 VEG) unzureichend Rechnung getragen 
wurde, indem derartige Behälter in beliebiger Größe in oder zu nahe 
bei verbauten Gebieten aufgestellt wurden. Nach § 35 Abs. 2 der 
Flüssiggasverordnung, BGBI. Nr. 139/1971, ist bei Behältern von 
über 5 m3 Rauminhalt eine Schutzzone von mindestens 10 m Breite 

vorzusehen! 
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Verfahrensverzögerungen 
Zur Verfahrensbeschleunigung hat der Bundesminister für Justiz Dr. 
Egmont Foregger folgenden auch für Sachverständige wichtigen Er­
laß an alle Gerichte versendet (Erlaß vom 3. Juni 1987,225.00/6-1111/ 
87): 
"Die Dauer gerichtlicher Verfahren bildet in letzter Zeit immer wieder 
den Gegenstand öffentlicher Diskussion und Kritik. Ohne der beab­
sichtigten Untersuchung vorzugreifen, kann festgehalten werden, 
daß ein Teil der Verzögerungen auf die nicht fristgerechte Gut­
achtenserstattung durch - zum Teil überlastete - Sachverständige 
sowie auf einen Mangel an geeigneten Sachverständigen zurückzu­
führen ist. 
Die Präsidenten der Gerichtshöfe werden daher ersucht, in Eintra­
gungsverfahren bei der Prüfung der Sachkunde (§ 2 Abs. 2 Z 1 lit. a 
SOG) einen strengen Maßstab, jedoch bei der Prüfung des Bedarfes 
(§ 2 Abs. 2 Z 2 SDG) an gerichtlichen Sachverständigen, insbeson­
dere bei Fachgebieten, auf denen häufig Sachverständige herange­
zogen werden, einen großzügigeren Maßstab anzuwenden. Es ist 
auch darauf hinzuwirken, daß eingetragene Sachverständige mög­
lichst gleichmäßig herangezogen und Überlastungen einzelner Sach­
verständiger vermieden werden. 
Nachdrücklich wäre den Richtern die Bestimmung des § 10 Abs. 2 
SOG in Erinnerung zu bringen, wonach bei Verdacht, daß e'1n Sach­
verständiger die Erstattung des Gutachtens über Gebühr hinauszö­
gert oder die Bestellung zum Sachverständigen wiederholt unge­
rechtfertigt verweigert, dem zur Entziehung berufenen Präsidenten 
Mitteilung zu machen ist_ Der zuständige Präsident hat auf Grund 
dieser Mitteilung die erforderlichen Erhebungen einzuleiten, um fest­
zustellen, ob die Eigenschaft als allgemein beeideter gerichtlicher 
Sachverständiger zu entziehen ist." 
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Aus dem Österreichischen 
Normenwerk 
Neue Önormen 
Mit dem Ausgabedatum 1. Aprt/1988 erschienen folgende neue Önormen: 

B 5014 Teil1; Prüfung von Werkstoffen hinsichtlich der Eignung im Trinkwasserbereich; 

E100t 

E 4130 
E 4131 
EN 148 

EN 148 

EN 201 

IS03364 

IS03365 

IS04291 

ISO 4292 

M 1380 

M6329 
M9466 

z 1441 

z 1650 

sensorische und chemische Anforderungen (PG 17) 
Teil 1; Beiblatt 1; Graphische Symbole für Schaltungsunter1agen; Schaltzei­
chengruppe und Übersicht der lEG-Schaitzeichen (PG 29) 
IEC-V-Splinte (PG 1 0) 
IEC-W-Splint II (PG 10) 
Teilt; Atemschutzgaräte; Gewinde für Atemanschlüsse; Rundgewindeanschluß 
(PG8) 
Teil 2; Atemschutzgeräte; Gewinde für Atemanschlüsse; Rundgewindeanschluß 
(PGS) 
Sicherheitstechnische Anforderungen für Konstruktion und Bau von Spritzgieß­
maschinen für Kunststoff und Gummi (PG 15) 
Wendeschneidplatten aus Hartmetall mit Eckenrundung und zylindrischer Befe· 
stigungsbohrung; Abmessungen (PG G) 
Wendeschneidplatten aus Hartmetall mit Planschneiden, ohne Befestigungs­
bohrung; Abmessungen (PG H) 
Verlahren zur Ermittlung von Rundheitsabweichungen; Messen der Radien­
schwan~ungen (PG L) 
Verfahren zur Ermittlung von Rundheitsabweichungen; Zweipun~t- und Drei­
pun~tmeßverfahren (PG G) 
Koordinatenmeßtechni~; geometrische Grundlagen; grundlegende Benennun­
gen und Definitionen (PG 36) 
Teil 1; Wälzlager; Gehäuse; geteilte Stehlagergehäuse (PG 8) 
Emissionsbegrenzung für luftverunreinigende Stoffe aus Feuerungsanlagen für 
Rinde und Holz ab einer Brennstoffwärmeleistung von 150 ~W; Anforderungen 
und Überprüfung am Aufstellungsort (PG 9) 
Bergegeräte für Seilbahnen; sicherheitstechnische Anforderungen: Erst- und 
Kontrollprüfung, Norm~ennzeichnung (PG 9) 
Holztleartleitungsmaschinen: Spalt~eile mit Führungs- und Spanneinrichtungeil 
für Kreissägen; sicherheitstechnische Anforderungen und Prüfungen (PG 11) 

Folgende Önormen ersetzen ab 1. April19881hre vorherige Ausgabe: 

8 3205 Dachziegel; Anforderungen, Prüfungen, Norm~ennzeichnung (PG 15) 
B 3802 Teil 2: Holzschutz im Hochbau; vorbeugender chemischer Holzschutz (PG 11) 
E 4125 Elektrische Freileitungen; Klöppel und Pfanne; IEC-AnschluBmaBe (PG 8) 
M 4930 Schraubendreher für Schlltzschrauben; Abmessungen, technische Lieferbedin­

gungen (PG 8) 
M 9460 Emissionsbegrenzung für luftverunreinigende staubförmige Stoffe bei der Auf­

bereltung von Körnerfrüchten in Getreidesilos und Lagerhallen (PG 3) 
M 9815 Flurlörderzeuge; Ein~aufswagen; Benennungen, sicherheitstechnische Anfor-

M4386 

M5108 
M5109 
M5151 

M 5152 

M5154 

M5155 

M5156 

M5157 

M5213 
M5214 
M 5243 

Wendeschneidplatten aus Hartmetall mit zylindrischer Bohrung und 0-Grad­
Normalfreiwin~el, für Drehwerkzeuge (ersetzt durch Önorm ISO 3364; 1. April 
1988) 
Sechs~ant-Paßschrauben; metrisches Gewinde lang (ersatzlos) 
Sechskant-Paßschrauben; metrisches Gewinde ~urz (ersatzlos) 
Stiftschrauben·Einschraubende, angenähert gleich 1 d, zum Einschrauben in 
Stahl, mit beiderseits gleichem Gewinde; metrisches Gewinde, metrisches Fein­
gewinde (ersatzlos) 
Stiftschrauben-Einschraubende, angenähert gleich 1 ,25 d, zum Einschrauben in 
Grauguß, mit belderselts gleichem Gewinde; metrisches Gewinde, metrisches 
Feingewinde (ersatzlos) 
Stiftschrauben-Einschraubende, angenähert gleich 1 ,25d, zum Einschrauben in 
Grauguß, mit metrischem Feingewinde für das Mutterende und metrischem Ge· 
winde für das Einschraubende (ersatzlos) 
Stiftschrauben mit Rille- Einschraubende, angenähert gleich 1,25d, zum Ein­
schrauben in Grauguß, mit beiderseits gleichem Gewinde; metrisches Gewinde, 
metrisches Feingewinde (ersatzlos) 
Stiftschrauben-Einschraubende, angenähert gleich 2d, zum Einschrauben in 
AluminiumlegiefUng, mit beiderseits gleichem Gewinde; metrisches Gewinde, 
metrisches Feingewinde (ersatzlos) 
Stiftschrauben-Einschraubelide, angenähert gleich 2d, zum Einschrauben in 
Aluminiumlegierung, mit metrischem Feingewinde für das Mutterende und me­
bischem Gewinde für das Einschraubende (ersatzlos) 
Vierkantmuttern; metrisches Gewinde, Ausführung g (ersatzlos) 
Flache Vierkantmuttern; metrisches ISO-Gewinde (ersatzlos) 
Flache Kronenmuttern; metrisches Gewinde- metrisches Feingewinde (ersatz­
los) 

Folgende Önormen wurden mit 30. April1988 zurOc~gezogen: 

M 3161 Einsatz- und Vergütungsstahl, uniagiert (ersatzlos) 
M 9605 Teil 4; Anschlagmittel; Stropps und Schlingen aus synthetischen Fasern; Her­

stellung, Verwendung und Prüfung (ersetzt durch Önorm M 9605 Teil3, 1. Mai 
1988) 

/ · derungen, Prüfung (PG I O) 
1,:.:__. 

MH dem Ausgabedatum 1. Mal1988 erscheinen folgende neue Önormen: 

8 5010 Gütesicherung von Rohrleitungsteilen für den Siedlungs- und lndustriewasser­
bau; allgemeine Grundsätze (PG 11) 

EN 198 

EN215 
EN263 

L5240 

M6355 
M6356 

Spezifizierung von Badewannen für den Hausgebrauch, hergestellt aus Acryl­
material (PG 21) 
Teil!; Thermostatische Heizkörperventile; Anforderungen und Prüfung (PG 24) 
Spezifizierung von gegoasenen Acrylplatten für Badewannen und Duschtassen 
für den Hausgebrauch (PG 11) 
Elektronische Datenerlassung im Milchsammelwagen; Anforderungen und Da­
tensätze (PG 5) 
Gleitlager; Benennungen mit Definitionen (PG 18) 
Gleitlager; Ge!en~lager; Benennungen mit Definitionen (PG 15) 

Folgende Önonnen ersea:en ab 1. Mal19881hre vortlertge Ausgabe~ 

M 9605 Teil 3; Anschlagmittel aus synthetischen Fasern; Herstellung, Verwendung und 
Prüfung (PG 10) 

S 2002 Müll; Sammlung und Transport; Benennungen und Definitionen (PG 3) 

Zurückgezogene Önormen 
FolgendeOnonnen wurden mit 31. März 1986zurückgezogen: 
F 1137 Atemschutzgeräte für Feuerwehren; Preßluftatmer (Behältergeräte mit Druck­

luft); 
Anforderungen, Prüfungen, Kennzeichnung (ersetrt durch Önorm EN 137; 
1. Jull1987) 
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Steuern + Gebühren 

zum Begriß der Wissenschaftlichkeit 
1. Die Voraussetzung des§ 43 Abs. 1 Z 1 lit. e GebAG einer be- men sein, wenn die anläßlich der Erstattung des Gutachtens neu ge-
sonders ausführlichen wissenschaftlichen Begründung des Gut- wonnenen Erkenntnisse sinnvollerweise in Fachzeitschriften veröf-
achtens ist dahin zu verstehen, daß nach diesem Tarifansatz fantlicht werden könnten. Gerade in diesen seltenen Ausnahmefällen 
schwierige, arbeitsintensive und umfangreiche ärztliche Gutach­
ten zu honorieren sind, die nach anerkannten wissenschaftli­
chen Methoden erarbeitet und besonders ausführlich begründet 
sind. 
2. Nicht entscheidend ist, ob der Gutachter verschiedene Lehr­
meinungen zitiert und sich mit der Literatur auseinandersetzt. Es 
ist aber auch nicht erforderlich, daß im Gutachten neue Erkennt­
nisse gewonnen werden. 
OLG Wien, 30. November 1987, 15 R 207/87 

Im vorliegenden Fall wurde der psychiatrische Sachverständige er­
sucht, ein Gutachten darüber zu erstellen, ob die Klägerin bei Errich­
tung des Notariatsaktes geschäftsfähig war oder nicht. Das Gutach­
ten sollte sich auf das Ergebnis von Zeugenbefragungen anläßlich 
von zwei Verhandlungen, an denen der Sachverständige teilgenom­
men hatte, sowie auf die Aktenlage stützen. 
Entgegen der vom Erstgericht vertretenen Ansicht ist der Rekurswer­
ber (Revisor) der Auffassung, daß die Entlohnung des Sachverständi­
gen für Mühewaltung lediglich nach § 43 Abs. 1 Z 1 lit. d GebAG mit 
909 Schilling zu honorieren sei. Nach§ 43 Abs. 1 Z 1 lit. e GebAG sei 
die Gebühr nur "bei einer besonders zeitaufwendigen körperlichen 
Untersuchung oder bei einer neurologischen oder psychiatrischen 
Untersuchung, je mit besonders ausführlicher wissenschaftlicher Be­
gründung des Gutachtens" zuzusprechen; hingegen sei "bei einer 
besonders zeitaufwendigen körperlichen Untersuchung oder bei 
einer neurologischen oder psychiatrischen Untersuchung, je mit ein­
gehender Begründung des Gutachtens" lit. d dieser Gesetzesbestim­
mung anzuwenden. Die Beurteilung der Geschäftsfähigkeit habe kei­
ner besonders ausführlichen wissenschaftlichen Begründung be­
durft; auch weise das Gutachten die nach der ständigen Judikatur 
erforderlichen Merkmale nicht auf. 
Das Gebührenanspruchsgesetz enthält keine nähere Erläuterung, 
was unter "besonders wissenschaftlicher Begründung" eines Gut­
achtens zu verstehen ist. Ungerechtfertigt wäre es zunächst, darauf 
abzustellen, ob das Gutachten von solcher Art ist, daß es nur von 
einem an einer Universität Ausgebildeten erstattet werden kann, weil 
dies jedenfalls schon die Voraussetzung der Bestellung zum Gutach­
ter für Psychiatrie ist. Ob sich der Gutachter mit verschiedenen Lehr­
meinungen auseinandersetzt (MGA GebAG~ § 43/23), stellt ein we­
sentliches Indiz dar, jedoch nicht mehr, weil es sonst der Sachver­
ständige praktisch in der Hand hätte, durch die Aufnahme von Zita­
ten aus Lehrbüchern die Anwendung des höheren Tarifes nach § 43 
Abs. 1 Z 1 lit. e GebAG durchzusetzen. Nach dem Wortlaut dieser 
Vorschrift läge es schließlich nahe, nur solche Gutachten diesem Ge­
bührenansatz zu unterstellen, welche in methodisch einwandfreier 
Weise erlangte neue Erkenntnisse enthalten (vgl. MGA GebAG~ § 43/ 
23, 24 und insbesondere 25). Gegen eine solche Auslegung spricht 
aber, daß derartige Gutachten, die gleichzeitig eine Erweiterung des 
menschlichen Wissens darstellen und auf Wissenschaft und For­
schung selbst produktiv einwirken (vgL MGA GebAG2 § 43/24; ähn­
lich zum Merkmal der Wissenschaftlichkeit auch MGA GebAG2 § 31/ 
63 und 64), auf medizinischem Gebiet nur in ganz seltenen Ausnah­
mefällen in Betracht kommen werden. Dies wird etwa dann anzuneh-
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steht aber das vom Gesetzgeber vorgesehene Honorar von 1530 
Schilling (nach der Verordnung BGBI. 1987/177 von 1760 Schilling) in 
einem derart krassen Widerspruch zu der hisbei geleisteten For­
schungsarbeit, daß dem Gesetz dieser Begriffsinhalt nicht unterstellt 
werden kann. Die von der oben dargestellten Rechtsprechung ver­
wendeten Formulierungen (neue Erkenntnisse, Erweiterung des 
menschlichen Wissens usw.) entsprechen eher der in § 49 Abs. 2 
GebAG genannten Voraussetzung der außerordentlichen wissen­
schaftlichen Leistung, bei der aber dann die Bestimmung der Gebühr 
in der vollen Höhe der außergerichtlichen Einkünfte zulässig ist(§ 34 
Abs. 2 vierter Satz GebAG). Auch Krammer-Schmidt (MGA GebAG2) 
kritisieren in einer Anmerkung zu den Entscheidungen 24 und 25 zu 
§ 43 GebAG, daß die Erfordernisse für die Annahme einer besonders 
ausführlichen wissenschaftfliehen Begründung in diesen Entschei­
dungen im Hinblick auf die Höhe der Tarifansätze zu anspruchsvoll 
formuliert werden. Dies gilt einerseits für das Verhältnis der einzelnen 
Tarifansätze des § 43 GebAG zueinander, anderseits auch im Ver­
gleich des Ansatzes nach § 43 Abs. 1 Z 1 lit. e GebAG zu den ande­
ren Gebührenansätzen dieses Gesetzes. Dies kann gerade auch im 

vorliegenden Fall durch einen Vergleich der Gebührenpositionen ge­
zeigt werden. Grundsätzlich stellt die Entschädigung für Zeitver­
säumnis gemäß § 32 Abs. 1 GebAG im Verhältnis zur Gebühr für 
Mühewaltung nur einen verhältnismäßig untergeordneten Nebenpo­
sten dar, der für Wegzeiten gewährt wird (MGA GebAG~ § 32/1 0-26). 
Unter Zugrundelegung der Auffassung des Rekurswerbers wäre aber 
für die Ausarbeitung eines schwierigen, umfangreichen und arbeits­
intensiven Gutachtens lediglich ein Betrag von 909 Schilling an Mü­
hewaltung zuzusprechen, hingegen ein solcher von 1239 Schilling an 
Entschädigung für Zeitversäumnis für die notwendigen Wege. 

Geht man dah'er von den Wertungen der GebAG aus, die aus den 
Tarifsätzen des § 43 in Verbindung mit den Bestimmungen des § 49 
Abs. 2 und des § 34 Abs. 2 vierter Satz, aber auch aus den anderen 
Gebührenregelungen unschwer gewonnen werden können, so wird 
klar, daß die Formulierung des § 43 Abs. 1 Z 1 lit. e GebAG nicht 
wörtlich eng ausgelegt werden darf, sondern nach der Systematik 
des Gesetzes im Einklang mit den anderen Gebührenansätzen des 
GebAG dahin zu verstehen ist, daß nach diesem Tarifansatz schwie­
rige, arbeitsintensive und umfangreiche Gutachten zu honorieren 
sind, die nach anerkannten wissenschaftlichen Methoden erarbeitet 
und besonders ausführlich begründet sind. Der Unterschied zu den 
Voraussetzungen des Tarifansatzes des § 43 Abs. 1 Z 1 lit. d GebAG 
liegt daher weniger bei der vom Sachverständigen angewendeten 
Methode als vor allem in der durch die Umstände des Einzelfalles 
gebotenen Ausführlichkeit der Begründung des Gutachtens. Durch 
diese Auslegung der Bestimmung des § 43 Abs. 1 Z 1 lit. e GebAG 
kann einerseits das vom Gesetzgeber zweifellos nicht gewünschte 
Ergebnis hintangehalten werden, daß§ 43 Abs. 1 Z 1 lit. e GebAG nur 
in ganz seltenen, ungewöhnlichen Ausnahmefällen anzuwenden ist­
für diesen Fall wäre kein Tarif erforderlich gewesen, überdies ist dies 
der Anwendungsfall des § 49 Abs. 2 GebAG -, anderseits wird ein 

(Fortsetzung auf Seite 15) 
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Entscheidungen + Erkenntnisse 

Umfang und Inhalt des gerichtlichen Auftrags 
1. Bei Prüfung, ob die Arbeiten der Sachverständigen durch den 

gerichtlichen Auftrag gedeckt sind, ist nicht auf eine Betrach­
tungsweise ex post, sondern ex ante (Zertpunkt der Erteilung 
des Auftrags) abzustellen. Der Sachverständige hat nicht das 
Risiko einer Überholung durch Änderung der Prozeßsituation 
{Ruhen des Verfahrens) zu tragen. 

2. Durch die Ladung mit ZP-Form 42 ist der Sachverständige er­
mächtigt, alle zur Erstellung des Gutachtens üblicherweise 
notwendigen Erhebungen anzustellen. Dazu gehört auch die 
Kontaktaufnahme mit bereits vernommenen Personen. 

3. Der Sachverständige hat nicht zu prüfen, inwieweit die ihm ge­
stellten Fragen rechtlich von Bedeutung sind und ob sie über 
das Parteienvorbringen hinausgehen. 

OLG Wien vom 11. November 1987, 1 R 188, 189/87 

Im vorliegenden Fall erhält der SV vom Erstrichter neben einem un­
strittigen telefonischen Auftrag den Akt zur Vorbereitung mit ZP­
Form 42 übersandt. Das ZP-Form 42 umfaßt die Bestellung und La­
dung eines SV zur mündlichen Streitverhandlung. Die Rechtswirk­
samkeit einer solchen prozeßleitenden Verfügung ist von der Zustel­
lung einer Beschlußausfertigung an die Parteien unabhängig (vgl. Fa­
sching 111,479 ff.). Das Gesetz hat mit der dem Vorsitzenden im§ 183 
ZPO erteilten Ermessen in Kauf genommen, daß die für die Vorberei­
tung der mündlichen Verhandlung veranlaßten Schritte durch das 
Verhandlungsergebnis überholt werden und, im nachhinein betrach­
tet, sich als überflüssig erweisen. Deshalb sind die Kosten für die 
Herbeischaffung der Beweismittel zur mündlichen Verhandlung den­
noch von den Parteien zu tragen. Für die Bestreitung dieser Kosten 
sind die§§ 40 ff. ZPO maßgebend (vgl. Fasching II, 881). 
Gemäß § 25 Abs. 1 GebAG richtet sich der Anspruch auf die Gebühr 
nach dem dem SV erteilten gerichtlichen Auftrag; hat der SV Zweifel 
über den Umfang oder Inhalt des gerichtlichen Auftrags, so hat er die 
Weisung des Gerichtes einzuholen (vgl. zu Problemen des gerichtli­
chen Auftrags Krammer, Ausgewählte Probleme zum Sachverständi­
gengebührenrecht in SV 1985/3, 3). 
Die Ausführungen der Erstbeklagten, der gesamte vom SV entfaltete 
Aufwand sei nutzlos, wird den vom Erstrichter zutreffend angestellten 
Erwägungen, daß der SV mit der Zustellung des ZP-Form 42 und der 
- gar nicht in Frage gestellten - telefonischen Beauftragung durch 
den Richter, die von ihm als notwendig bezeichneten Recherchen zur 
Vorbereitung einer ausreichenden Fragestellung in der Tagsatzung 
durchzuführen, nicht gerecht. Unverständlicherweise stellt diese Re­
kurswerberin bei ihren Betrachtungen, daß der Aufwand des SV nutz­
los gewesen sei, nicht auf den Zeitpunktex ante, sondern ex post ab, 
der aber zum unhaltbaren Ergebnis führen würde, daß das Risiko 
einer außergerichtlichen Einigung allein beim SV liegen würde. Für 
die notwendigen Recherchen hatte der SV den ausdrücklichen Auf­
trag des Erstrichters. Die Rekursansicht der Erstbeklagten, es wäre 
zur Vorbereitung der Verhandlung ausreichend gewesen, sich durch 
Akteneinsicht und Besichtigung der errichteten Anlage zu informie­
ren, wird diesen Umstand nicht gerecht. Daß der SV Zeugen "ver­
nommen" hätte, kann seiner Gebührennote letztlich nicht entnom­
men werden. 
Es kann auch nicht der Auffassung der Zweitbeklagten beigetreten 
werden, der vom Erstrichter dem SV erteilte (telefonische) Auftrag sei 
dazu geeignet gewesen, beim SV- nicht näher bezeichnete- Unklar-
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heiten über den ihm erteilten Auftrag hervorzurufen. Der ergänzte Be­
weisbeschluß lautet auf Zuziehung eines SV für Heiz-, Lüftungs- und 
Klimaanlagen im Sinn des am 6. April 1987 ergänzten Verbringens 
der Beklagten. Im Beklagtenvorbringen wird der SV-Beweis konkret 
nur für die Rechnungsreduktion entsprechend dem Vorbringen auf 
AS 245 (in ON 57) geführt. Gegenstand des SV-Gutachtens sollte 
demnach sein, wie hoch die nach dem Vorbringen der Beklagten 
nicht erbrachten Leistungen zu bewerten sind. Entgegen der Rekurs­
auffassung ist keineswegs klar ersichtlich, daß für die Abgabe des 
Gutachtens die Kenntnis des Verbringens der beiden Beklagten aus­
reichend ist. 
Zusammengefaßt ergibt sich, daß ein Auftrag des Erstgerichtes für 
den SV vorlag und er durch die Ladung mit ZP-Form 42 zumindest 
stillschweigend ermächtigt war, alle zur Erstellung des Gutachtens 
üblicherweise notwendigen Erhebungen anzustellen. Dazu muß im 
vorliegenden Fall auch das Herstellen des Kontaktes mit allenfalls 
bereits vernommenen Personen gezählt werden. Die Frage der Ge­
genforderung wurde ja erst durch den Aufhebungsbeschluß ON 55 
virulent. Soweit im Rechtsmittel letztlich darauf verwiesen wird, daß 
die rechtliche Beurteilung Sache der Parteien und des Gerichtes ist, 
ist dies zwar richtig, übersieht aber, daß der SV nicht zu prüfen hat, 
inwieweit die ihm gestelften Fragen (und Aufträge) rechtlich von Be­
deutung sind und ob sie über das Parteienvorbringen hinausgehen 
(OLG Wien 2 R 92/84). Daraus ergibt sich auch für den vorliegenden 
Fall, daß jedenfalls die vom SV vorgenommenen Recherchen nicht 
als unzweckmäßig bezeichnet werden können. 
Gegen die Höhe der Gebühren wird im einzelnen in beiden Rechts­
mitteln nichts ausgeführt. 

Zum Begriß der Wissenschaftlichkelt 
(Fortsetzung von Seite 14) 

offensichtliches Mißverhältnis zu den anderen Gebührenansätzen 
des GebAG vermieden. 

Im vorliegenden Fall hat der Sachverständige ein arbeitsintensives 
und ausführliches Gutachten erstattet, dessen besondere Schwierig­
keit darin lag, daß aus einer sehr großen Zahl von Zeugenaussagen 
Rückschlüsse auf den Geisteszustand der Klägerin zu einem be­
stimmten Zeitpunkt zu ziehen und viele Indizien zu verwerten waren. 
Es mußte daher in einem umfangreichen Gutachten zu den verschie­
denen psychischen Auffälligkelten Stellung genommen werden. Aus­
gehend von den oben dargestellten Überlegungen ist die Honorie­
rung dieses Gutachtens nach § 43 Abs.1 Z 1 lit. e GebAG gerechtfer­
tigt. 
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Steuern + Gebühren 

Zum Ärztetarif 
1. Bei besonders qualifizierten Sachverständigen ist bei der Ho­
norierung einzelner Testuntersuchungen nicht von der Honorar­
ordnung der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter aus­
zugehen, sondern die Mühewaltungsgebühr in weitgehender An­
näherung (75 Prozent) an die privatärztliche Honorarordnung der 
Ärztekammer zu bestimmen. 
2. Bei schwieriger Einordnung einzelner Testuntersuchungen in 
das Honorarordnungssystem ist den Angaben des Sachverstän­
digen zu folgen. 
3. Keine Nichtigkeit des Gebührenbestimmungsbeschlusses, so­
lange die Oberprüfung gewährleistet ist. 
4. Das Gebührenbestimmungsverlahren ist ein eigenständiges, 
dem außerstreitigen Verfahren angenähertes Verfahren, in dem 
die Parteien im Rekurs neue Einwände zum Gebührenantrag 
vorbringen können, wenn ihnen vorher keine Gelegenheit dazu 
gegeben wurde. 

Oberlandesgericht Linz vom 21. Jänner 1988,3 R 251/87 

Im vorliegenden Fall hatte der Sachverständige {ein HNO-Facharzt) 
aufwendige Einzeltests durchgeführt, die nicht mit dem Gebührenan­
satz nach § 43 Abs. 1 Z 1 lit. e GebAG mitabgegolten, sondern nach 
§ 34 Abs. 2 GebAG zu honorieren sind. 
Der Meinung des Rekurswerbers {des Revisors), der angefochtene 
Beschluß sei im Sinn des § 477 Abs.1 Z 9 ZPO nichtig, weil er nur 
eine Scheinbegründung enthalte, kann nicht gefolgt werden. Das 
Erstgericht führte nämlich in seiner Entscheidung bei den einzelnen 
vom Sachverständigen beanspruchten und aufgegliederten Gebüh­
renansätzen die betreffenden gesetzlichen Bestimmungen an, auf die 
sich der Gebührenanspruch stützt, so daß eine Überprüfungsmög­
lichkeit durch das Rekursgericht besteht (siehe Krammer-Schmidt, 
SDG-GebAG2

, E 38 zu § 39 GebAG). Dies gilt auch für die Bestim­
mung der Gebühr für Mühewaltung. Die behauptete Nichtigkeit 
würde nur dann vorliegen, wenn die Fassung des Beschlusses so 
mangelhaft wäre, daß dieser nicht mit Sicherheit überprüft werden 
könnte (Fasching, Zivilprozeßrecht, RZ 1760; Feil, GebAG, E 8 zu 
§39). 
Es begründet aber auch keine Nichtigkeit nach § 477 Abs.1 Z 4 ZPO, 
daß den Parteien entgegen § 39 Abs. 1 GebAG keine Gelegenheit zur 
Äußerung gegeben wurde. Das Verfahren über die Bestimmung der 
Sachverständigengebühren ist nach ständiger Judikatur dieses Re­
kursgerichtes (vgl. hg. 3 b R 48/83; 3 b R 46/85) als eigenständiges, 
dem außerstreitigen Verfahren angenähertes Verfahren anzusehen, 
welches auch bei der Gebührenbestimmung in anderen gerichtlichen 
Verfahren (z. B. Außerstreit-, Exekutions- und Strafverfahren) zur An­
wendung kommt. Das Bestimmungsverfahren stellt somit ein selb­
ständiges Zwischenverfahren dar. Berücksichtigt man diese Um­
stände, so muß es den Parteien wohl unbenommen bleiben, allfällige 
Einwände zum Gebührenantrag auch noch im Rekurs auszuführen, 
falls ihnen vorher keine Gelegenheit dazu gegeben wurde. Auch im 
Außerstreitverfahren kann das vorliegende Tatsachenmaterial im Re­
kurs ergänzt oder berichtigt werden, wobei allerdings nur solche Um­
stände vorgebracht werden dürfen, die vor der erstgerichtlichen Be­
schlußfassung eingetreten sind (Edlbacher, Verfahren Außerstreitsa­
chen2, E 1 und 2 zu§ 10 AußStrG). Andere, nach der Beschlußfas­
sung eingetretene Umstände erscheinen allerdings kaum denkbar. 
Die Parteien können daher allfällige Einwände gegen den Antrag 
auch noch im Rekurs geltend machen, wobei in diesem Fall von den 
Parteien ohnehin kein Rechtsmittel erhoben wurde. 
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Sofern man im Vorgehen des Erstgerichtes eine Mangelhaftigkeit des 
Verfahrens erblickt, wird diese jedenfalls dadurch geheilt, daß die 
Parteien keine Rechtsmittel ergriffen und somit keine Einwände ge­
gen die Gebührenbestimmung erhoben haben. Dem Rekurswerber 
selbst steht ein Äußerungsrecht ohnedies nicht zu. 

Gemäß § 34 Abs. 2 GebAG ist die Gebühr für Mühewaltung, soweit 
es sich um Leistungen handelt, die in den Tarifen dieses Gesetzes 
nicht genannt sind, nach der aufgewendeten Zeit und Mühe nach 
richterlichem Ermessen zu bestimmen. Dabei ist einerseits auf die 
öffentliche Aufgabe der Rechtspflege zum Wohl der Allgemeinheit 
Bedacht zu nehmen und anderseits eine weitgehende Annäherung 
an die Einkünfte anzustreben, die der Sachverständige für eine glei­
che oder ähnliche Tätigkeit im außergerichtlichen Erwerbsleben üb­
licherweise bezöge. Bestehen für eine gleiche oder ähnliche außer­
gerichtliche Tätigkeit eines Sachverständigen gesetzlich zulässige 
Gebührenordnungen, so sind die darin enthaltenen Sätze in der Re­
gel als das anzusehen, was der Sachverständige im außergerichtli­
chen Erwerbsleben üblicherweise bezieht. Die Rechtsprechung ver­
tritt dazu die Meinung, daß sich als Maßstab die Honorarordnungen 
für die praktischen Ärzte und Fachärzte von Versicherungsanstalten, •;-.' 
insbesondere der Versicherungsanstalt der öffentlich Bediensteten, -J 
anbieten (Krammer-Schmidt, SDG-GebAG2 , E 30 und 31 zu § 34 
GebAG). Eine gesetzliche Vermutung, daß diese Honorarordnung für 
praktische Ärzte und Fachärzte der Versicherungsanstalt öffentlich 
Bediensteter generell das Maß der außergerichtlichen Einkünfte ei-
nes medizinischen Sachverständigen wiedergibt, existiert in dieser 
Allgemeinheit jedoch nicht. Besonders qualifizierte Sachverständige 
werden daher in ihrem außergerichtlichen Erwerbsleben häufig hö-
here Gebühren als diese Mindesttarife verdienen. Das Gesetz weist 
auf diese Möglichkeit in § 34 Abs. 2 GebAG durch die Worte "in der 
Regel" ohnedies hin. Bei einemPrimarund Univ.-Prof. vom Rang des 
hier beigezogenen Sachverständigen ist jedoch in diesem speziellen 
Fall realistischerweise für eine außergerichtliche Gutachtertätigkeit 
ein Einkommen anzunehmen, das sich an der privatärztlichen Hono­
rarordnung der Ärztekammer für Salzburg orientiert. 
Nach der Judikatur ist der zuzuerkennende Betrag in der Regel mit 
75 Prozent des maßgeblichen Honorarsatzes zu bestimmen, sofern 
das Gutachten nicht eine besonders ausführliche wissenschaftliche 
Begründung enthält und nicht außergewöhnliche Kenntnisse auf wis­
senschaftlichem oder künstlerischem Gebiet voraussetzt (vgl. Kram-

mer, Aktuelle Fragen zum Gebühren recht, in "Der Sachverständige", ;;· __ .::~.·.::_ .. _::\·\\ .• 
Heft 3/1983, 5 f. und die dort zitierte Judikatur). ln diesem Fall hat der ~ 
Sachverständige jedoch ohnedies nur etwas mehr als 75 Prozent der 
Höchstsätze verrechnet, weil er teilweise unter der höchstzulässigen 
Punkteanzahl blieb, generell jedoch nur den bis 30. September 1985 
geltenden Punktwert von 10 Schilling verrechnete. Der zugespro-
chene Betrag ist daher nicht überhöht. 
Für verschiedene Untersuchungen existieren keine Honorarsätze. 
Das Rekursgericht sieht sich außerstande, diese Tests vergleichba­
ren Untersuchungsmethoden zuzuordnen, für die in der privatärztli­
chen Honorarordnung der Ärztekammer für Salzburg eine Punktean­
zahl angegeben wird. Eine entsprechende Unterordnung würde 
Sachverständigenkenntnisse erfordern. Ein Vergleich der vom Sach­
verständigen verzeichneten Gebühren zeigt jedoch, daß er die ange­
führten Untersuchungen bereits selbst den im Tarif genannten Posi­
tionen unterstellte. Dagegen bestehen seitens des Rekursgerichtes 
keine Bedenken, zu mal auch in anderen Bereichen den Angaben des 
Sachverständigen, beispielsweise über den notwendigen Zeitauf­
wand, grundsätzlich zu folgen ist (vgl. Feil, Gebührenanspruchsge­
setz, Anm. 2 zu § 38). Somit wurden auch die Gebühren für die nicht 
ausdrücklich im Tarif angeführten Untersuchungen vom Erstgericht 
zutreffend in der verzeichneten Höhe bestimmt und zugesprochen. 
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Hauptverband der allgemein beeideten gerichtlichen Sachverständigen Österreichs 
1010 Wien, Doblhoffgasse 3/5 Tel. (02 22) 42 45 46 

Nachträge zu den diesjährigen "Gasteiner" 
Seminaren "Straßenverkehrsunlall und Fahr­
zeugschaden" und "Bauwesen" 
1. Straßenverkehrsunfall und Fahrzeugschaden 
Neben den bereits in Heft 1/1988 dieser Schriftenreihe besproche­
nen Beiträgen wurden noch zwei weitere Vorträge präsentiert, wel­
che besonders für den mit dem Unfallablauf befaßten Personenkreis 
von Interesse waren. 
So wurde von Prof. Dipl.-lng. Josef Plankin seinem Vortrag "Bezie­
hung zwischen Relativgeschwindigkeit, Geschwindigkeitsänderung 
und äquivalenter Aufprallgeschwindigkeit'' der Einfluß des Massen­
verhältnisses der beiden Kollisionspartner auf die eintretenden kolli­
sionsbedingten Geschwindigkeitsänderungen veranschaulicht. Wei­
ters wurde gezeigt, wie sich die Deformationsenergie entsprechend 
der unterschiedlichen Steifigkeiten der Deformationszenen auf die 
beiden Fahrzeuge verteilt, was bei einer Gegenüberstellung der kolli~ 
sionsbedingten Geschwindigkeitsänderung mit der aus Versuchen 
gewonnenen Maueraufprallgeschwindigkeit bei vergleichbaren De­
formationen berücksichtigt werden muß. 
An Hand von durchgerechneten und mit Dias anschaulich dargestell­
ten realen Kollisionen konnten obige Einflüsse gezeigt werden. Eine 
ausführliche Darstellung der präsentierten Überlegungen soll nach 
Auskunft des Vortragenden noch veröffentlicht werden. 
Bei einem weiteren Vortrag mit dem Titel "Grundzüge der Unfallrück~ 
rechnung für Anfänger und Juristen" wurden von SV Fritz Sacher in 
seiner bekannt unterhaltsamen Art unter anderem die psycho-physi­
schen Gegebenheiten bei der Wahrnehmungsfähigkeit, der Informa­
tionsverarbeitung und der Einleitung der Abwehrhandlung des Fahr­
zeuglenkersanschaulich dargestellt. 
Ein weiterer Abschnitt befaßte sich mit einem kurzen Überblick über 
den Kollisionsvorgang selbst. An Hand eines Beispiels wurde die an­
gewandte Methodik bei der Unfallrekonstruktion aufgezeigt und die 
verwendeten Begriffe geklärt, sowie die Frage der Vermeidbarkeit 
diskutiert. 
Das von SV Sacher den Seminarteilnehmern zur Verfügung gestellte 
Skriptum (39 Seiten!) enthält in komprimierter und klar verständlicher 
Form die Erklärung zu vielen grundlegenden Begriffen, wesentliche 
Daten und ein ausführliches Literaturverzeichnis, so daß es für Rich­
ter und Anwälte auch in der Praxis als kleines "Nachschlagewerk" 
verwendet werden kann und damit zur Vereinheitlichung der Termi~ 
nologie beiträgt. 
Es wäre zu wünschen, daß auch von anderen Vortragenden so aus­
führliche und nutzbare Unterlagen über ihre Themen angeboten wür­
den. 
Bereits zum zweiten Mal wurde heuer vom ÖAMTC für die Seminar~ 
teilnehmer ein Fahrtechnik~ und Sicherheitstraining auf gesperrten 
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Teilen des Parkplatzes Angertal durchgeführt, für welches große In­
teresse bestand. 
Nach einem Einführungsvortrag, welcher einen informativen Video~ 
Film über Fahrdynamik beinhaltete, konnten die interessierten Teil­
nehmer unter der fachkundigen Leitung von Instruktoren erproben, 
wie sich ihr eigenes oder zur Verfügung gestellte Vergleichsfahrzeuge 
beim Bremsen, Kurvenfahren und Ausweichlenken auf schneeglatter 
bzw. auch eisiger Fahrbahn verhalten. Besonders durch den unmit~ 
telbaren Vergleich der Reaktionen verschiedener Fahrzeuge (mit un­
terschiedlichen Antriebs- und Brems~ystemen) unter gleichen Fahr~ 
bahnbedingungen konnte auch der "Normalverbaucher" große Un­
terschiede im Fahrverhalten registrieren. 
Es ist zu hoffen, daß die Vielfalt der dargebotenen Themen auch in 
Zukunft beibehalten wird, so daß das "Gasteiner" Seminar auch wei­
terhin sowohl für Teilnehmer aus dem Kreise der Versicherungswirt­
schaft als auch für Richter, Anwälte und freiberufliche Sachverstän­
dige von Interesse ist. Dipl.-lng. Or. Gustav Weisz, SV 

2. Bauwestin - Richtigstellung eines 
Vortragsberichts 

Richtigstellung 
Im Heft 1/1988, Seite 22, wurde über das Referat, gehalten von Dr. 
Richard Rauscher anläßlich des Gasteiner Fachseminares "Bauwe­
sen für Sachverständige und Juristen 1988" berichtet. 
ln dieser Darstellung ist insofern ein sinnstörender Fehler unterlaufen, 
als ausgesagt wurde, daß der Durchschnitt aus beiden Bewertungen 
(kapitalisierter Zinsertrag einerseits und Bau- und Grundwert ander­
seits) als Schätzwert angenommen werden soll. Wesentlicher Teil 
des Referates war vielmehr die Rechtslage, die durch die Novelle 
1985 zur Realschätzordnung geschaffen wurde. Demnach ist der 
Schätzwert zwischen den Ergebnissen dieser beiden Bewertungen 
festzulegen, wobei die Gründe anzugeben sind, aus denen sich der 
geschätzte Wert der einen oder der anderen Bewertung mehr annä­
hert. Die Methode der Durchschnittsermittlung, die regelmäßig als 
arithmetische MitteJung verstanden wurde, ist damit überholt. Diese 
Erkenntnis hat bereits weitestgehend Eingang in das Bewußtsein al­
ler mit Liegenschaftsschätzungen befaßter Sachverständigen gefun­
den. Die vorstehende Klarstellung erscheint dennoch geboten, um 
allfälligen Zweifeln und Unklarheiten entgegenzuwirken. 
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Grundseminar über Gutachten von Edelmetallen 
und Edelsteinen 
Thema: Rechtliche Aspekte der Sachverständigentätigkeit 

Die Mindestanforderung an Sachkunde 
Textierung von Gutachten 

Bewertung verschiedener Handelsstufen 

Die Vermeidung abweichender Gutachten 
Die Honorarnote des Sachverständigen unserer Fachgruppe 

Termin: Samstag, 17 ., und Sonntag, 18. September 1988 

Seminarleiter: Dr. Karlheinz Demel, Präsident des Arbeits- und So­
zialgerichtes 

Walter Mican, Obmann der Fachgruppe 

Franz Ferdinand Gruber, Vorstandsmitglied der Fachgruppe 

Tagungsort: Berghotel Tulbingerkogel, 3001 Mauerbach bei Wien 

Oeweils von 9 bis 18 Uhr) 

Preis: inklusive zweier Mittagessen, Skripten sowie 20 Prozent USt. 
3360 Schilling für Nichtmitglieder, 3000 Schilling für Mitglieder 

Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich an das Sekreta­
riat des Hauptverbandes zu richten. 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, selbst mit dem 

Berghotel "Tulbingerkogel", Telefon (0 22 73) 73 91, Verbindung auf­
zunehmen. 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß wir gezwungen sind, einen 
Teilbetrag von 500 Schilling für Verwaltungskosten einzubehalten, 

falls jemand trotz Anmeldung und ohne vorherige Absage nicht am 
Seminar teilnehmen sollte. 

Seminar über Gutachten in Haftpflichtversiche­
rungsfällen (AHVB, EHVB) 
5. Wiederholung 

Thema: Kurze Rechtseinführung 

Umfang der Allgemeinen und Ergänzenden Allgemeinen Bedingun­

gen für die Haftpflichtversicherung (AHVB 1986 und EHVB 1986): 
sachliche (primäre und sekundäre Risikobegrenzung), zeitliche und 

örtliche Begrenzung. Besondere Bestimmungen über das Bauge­

werbe, Produktehaftpflichtrisiko (mit Überblick über den aktuellen 
Stand) und Gewässerschadenrisiko. 

Das Versicherungsgutachten 

Gutachterfälle aus der Praxis 
Termin: Mittwoch, 19., und Donnerstag, 20. Oktober 1988 

Diese Seminare sind nicht nur für allgemein beeidete gerichtli­

che Sachverständige offen, sondern auch für jene, die sich für 

diese Tätigkeit interessieren. 

Seminar für Gutachten in Versicherungsfällen 
(Schadensversicherung) 

Thema: Gesetzliche und vertragliche Normen der Schadensversi­
cherung, 

Beurteilungsgrundlagen im Einzelfall; 

Wichtige Sachversicherungsbedingungen: 

Feuerversicherung, 
Sturmschadenversicherung, 

Leitungswasserschadenversicherung. 
Schadensgutachten und Schadensbeispiele. 

Termin: Donnerstag, 3., und Freitag, 4. November 1988 
Seminarleiter: Dr. Karlheinz Demel, Präsident des Arbeits- und So­

zialgerichtes 

Vortragende: Dr. Karlheinz Demel 
Dir. Dr. Wolfgang Felser 

Arch. Dipl.-lng. Ernst lrsigler 

Der Preis für dieses zweitägige Seminar, welches - wie immer- im 

Berghotel "Tulbingerkogel", 3001 Mauerbach bei Wien, stattfindet, 
beträgt 3360 Schilling, für Mitglieder des Verbandes jedoch nur 3000 

Schilling einschließlich zweier Mittagessen, umfangreicher Skripten 

und der 20prozentigen Umsatzsteuer, jedoch ohne Nächtigung Oe­
weils von 9 Uhr bis zirka 18 Uhr). 

Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich an das Sekreta­

riat des Hauptverbandes zu richten. 
Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, selbst mit dem 

Berghotel ,.Tulbingerkogel", Telefon (0 22 73) 73 91, Verbindung auf­

zunehmen. 
Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß wir gezwungen sind, einen 

Teilbetrag von 500 Schilling für Verwaltungskosten einzubehalten, 
falls jemand trotz Anmeldung und ohne vorherige Absage nicht am 

Seminar teilnehmen sollte. 

Landesverband für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland 

Seminarleiter: Dr. Karlheinz Demel, Präsident des Arbeits- und So- 1010 Wien, Doblhoffgasse3/5 Tel. (02 22) 42 45 46 
zialgerichtes .:.:_c.:_:_.:.:_:c.::.::::::::::.::==-----------===-=:::...:.: 
Vortragende: Dr. Karlheinz Demel 
Arch. Dipl.-lng. Ernst lrsigler 

Werner Achatz, Abt-Direktor der Zürich Kosmos Versicherung 
Tagungsort: Berghotel Tulbingerkogel, 3001 Mauerbach bei Wien 

Preis: inklusive zweier Mittagessen, umfangreicher Skripten sowie 
der 20prozentigen Umsatzsteuer 3360 Schilling für Nichtmitglieder, 

3000 Schilling für Mitglieder des Hauptverbandes 
Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schrittlieh an das Sekreta­
riat des Hauptverbandes zu richten. 
Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, selbst mit dem 

Berghotel "Tulbingerkogel", Telefon (0 22 73) 73 91, Verbindung auf­

zunehmen. 
Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß wir gezwungen sind, einen 

Teilbetrag von 500 Schilling für Verwaltungskosten einzubehalten, 

falls jemand trotz Anmeldung und ohne vorherige Absage nicht am 
Seminar teilnehmen sollte. 
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Seminar für Sachverständige 
Thema: Gerichts- und Privatgutachten - Schadensanalyse - Sche­

mata für Gutachten im Zivil- und Strafprozeß- Schiedswesen- Ver­

halten vor Gericht- Gebühren- Schadenersatzrecht- Beweissiche-

rung u. a. 
Termine: Mittwoch, 8., und Donnerstag, 9. Juni 1988 

Mittwoch, 21., und Donnerstag, 22. September 1988 

Mittwoch, 9., und Donnerstag, 10. November 1988 
Seminarleiter: Dr. Karlheinz Demel, Präsident des Arbeits- und So­

zialgerichtes 

Weitere Vortragende: Dr. Ernst Schödl, Richter des LG Wien 

Dr. Harald Krammer, Richter des OLG Wien- Gebührenrecht 
Der Preis für dieses zweitägige Seminar, welches wie immer im Berg­

hotel "Tulbingerkogel", 3001 Mauerbach bei Wien, stattfindet, be-
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trägt 3360 Schilling, für Mitglieder des Verbandes jedoch nur 3000 
Schilling einschließlich zweier Mittagessen, umfangreicher Skripten 
sowie der 20prozentigen Umsatzsteuer, jedoch ohne Nächtigung Qe­
weils von 9 Uhr bis zirka 18 Uhr). 
Wir möchten besonders darauf hinweisen, daß für Ärzte nur der erste 

Tag des Seminars von Interesse ist und daher auch jeweils nur der 
halbe Preis in Rechnung gestellt wird. 
Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich an das Sekreta­

riat des Landesverbandes zu richten. 
Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, selbst mit dem 
Berghotel "Tulbingerkogel", Telefon (0 22 73) 73 91, Verbindung auf­

zunehmen. 
Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß wir gezwungen sind, einen 

Teilbetrag von 500 Schilling für Verwaltungskosten einzubehalten, 

falls jemand trotz Anmeldung und ohne vorherige Absage nicht am 

Seminar teilnehmen sollte. 

Landeswerband für Tlrol und Vorarlberg 

Ort: Hotel-Restaurant Villa Blanka, 6020 lnnsbruck, Weiherburg­

gasse 8 

Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich an das Sekreta­
riat des Landesverbandes Tirol und Vorarlberg zu richten. Die Teil­

nehmerzahl ist mit 35 Personen beschränkt. Wir möchten besonders 

darauf hinweisen, daß für Ärzte nur der erste Tag des Seminars von 
Interesse ist und daher auch jeweils nur der halbe Preis in Rechnung 

gestellt wird. 
Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, mit den entspre­

chenden Hotels Verbindung aufzunehmen (z. B. Hotel Villa Blanka, 

Telefon 0 52 22/3 77 71, oder Pension Paula, Weiherburggasse 15, 

Telefon 0 52 22/3 77 95). 
Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß wir gezwungen sind, einen 

Teilbetrag von 450 Schilling für Verwaltungskosten einzubehalten, 

falls jemand trotz Anmeldung und ohne vorherige Absage nicht am 

Seminar teilnehmen sollte. 

Landeswerband für Steiermark und Kärnten 
::60::':_":::"":::'::bru::'::'::· P_:"::"'::':::h'::"'::'::~'::•:::"'::'~---------'T.::''cc·l':_'::'c:':c'l_4_:6.::55:..c1 8020 Graz, Hanuschgasse 6 Tei.(0316)91 1018 

Die Delegiertenversammlung 
1988 
wird am 

Freitag, dem 23. September 1988, 
in Vorartberg 

stattfinden. 

Tagesordnung: 
1. Begrüßung 
2. Genehmigung des Protokolles der letzten Delegiertenver-

sammlung vom 20. Mai 1987 
3. Bericht des Präsidenten 

4. Bericht des Kassaverwalters 

5. Entlastung des Präsidiums 

6. Festsetzung der Kopfbeiträge 
7. Behandlung von Anträgen 
8. Festsetzung des Ortes der nächsten Delegiertenversamm­

lung 

9. Allfälliges 

Seminar für Sachverständige 
(12. Wiederholung) 

Thema: Gerichts- und Privatgutachten - Schadensanalyse - Sche­
mata für Gutachten im Zivil- und Strafprozeß- Schiedswesen- Ver­

halten vor Gericht - Gebühren - Schadenersatzrecht - Beweissiche­

rung u. a. 
Termin: Donnerstag, 13., und Freitag, 14. Oktober 1988 

Seminarleiter: Dr. Karlheinz Demel, Präsident des Arbeits- und So­

zialgerichtes in Wien 
Der Preis für dieses zweitägige Seminar beträgt 3360 Schilling, für 

Mitglieder des Verbandes jedoch nur 3000 Schilling einschließlich 

zweier Mittagessen, umfangreicher Skripten sowie der 20prozenti­

gen Umsatzsteuer, jedoch ohne Nächtigung Ueweils von 9 Uhr bis 

zirka 18 Uhr). 
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1. Grundseminar für Sachverständige 
Themen: Gutachtenserstellung, Beweissicherung, Verhalten vor Ge­

richt, Schiedswesen, Schadenersatzrecht. 

Tagungsort: Schloß Seggau/Leibnitz, Stmk. 

Seminarleiter: SR Dr. Jürgen Schiller. 
Termin: Samstag und Sonntag, den 1. und 2. Oktober 1988. 

Seminarkosten: Mitglieder des LV 2600 Schilling, Nichtmitglieder 

3200 Schilling. 

2. Liegenschaftsschätzungsseminar 
Themen: Liegenschaftsschätzungen, Nutzwertfestsetzung nach 

dem WEG 1975, Schätzungen nach der Realschätzordnung. 
Tagungsorte: Schloß Seggau/Leibnitz, Stmk., am 15. Oktober 1988; 

Pension Liebminger, Unterpremstätten, Hauptstraße 151, am 16. Ok­

tober 1988. 

Seminarleiter: SR Dr. Jürgen Schiller. 
Termine: Theoretischer Teil am Samstag, dem 15. Oktober 1988; 

praktischer Teil am Sonntag, dem 16. Oktober 1988. 
Seminarkosten: 15. Oktober 1988 für LV-Mitglieder 1700 Schilling, 

für Nichtmitglieder 2100 Schilling; 16. Oktober 1988 für Mitglieder 

900 Schilling, für Nichtmitglieder 1100 Schilling. 
Anmeldung: LV für Steiermark und Kärnten, 8020 Graz, Hanusch­

gasse 6, Tel. (0316) 9110 18. 

Sonstige Veranslalblngen 

Internationale Tagung für Straßentransport und 
Verkehrssicherheit 
(1. und 2. September 1988 in Budapest) 

Themen kreise: 

1. Gefährliche und aggressive Verhaltensweisen des Lkw-Kraftfah­

rers als Faktor von Unfallursachen. 
2. Verkehrssicherheit im internationalen Güterkraftverkehr. 

3. Technische Maßnahmen, die die Sicherheit der Nutzfahrzeuge er­

höhen können. 
Das Programm ist erhältlich im Sekretariat des Hauptverbandes. 
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Literatur 

Von Wilhelm Klocke, Architekt BOA: 

Der Sachverständige und seine Auftraggeber 
Grundlagen und Aufgaben der Sachverständigentätigkeit. Be­
weissicherungsgutachten. Schiedsgutachten und Arbeitshilfen 
für Gutachtertätigkeit. Kleine Rechtskunde für Sachverständige 
und Laien. 
2., neu bearbeitete und erweiterte Auflage 1987. 243 Seiten OIN 
AS mit 18 Zeichnungen, 5 Tabellen und 6 Brief-, Vertrags- und 
Gutachtenmustern. Gebunden 84 DM. ISBN 3-7625-2526-9. Bau­
verlag GmbH, Wiesbaden und Berlin. 
Durch die enge wirtschaftliche Verflechtung unseres Landes mit der 
Bundesrepublik Deutschland tritt in zunehmendem Maße der Fall auf, 
daß Sachverständige wechselweise in Gerichtsverfahren herangezo­
gen werden. Nach der von Österreich angestrebten Annäherung an 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft wird die wechselseitige 
Tätigkeit der Sachverständigen, insbesondere in Versicherungsfäl­
len, zweifellos noch zunehmen. 
Aus diesem Grund, aber auch weil ganz ähnliche Probleme bei der 
Tätigkeit der Sachverständigen in der BRD und in Österreich auftre­
ten, ist es interessant und wichtig, die Grundlagen und die Aufgaben 
der Sachverständigentätigkeit in der Bundesrepublik Deutschland 
näher kennenzulernen. 
Diesem Zweck dient das von Wilhelm Klecke verfaßte Buch "Der 
Sachverständige und seine Auftraggeber", welches einen umfassen­
den Überblick über das Sachverständigenwesen in der BAD gibt. 
Es ist ein besonderes Anliegen dieses Buches, sowohl den Verbrau· 
eher als auch den Fachmann über Grundlagen und Aufgaben der 
Sachverständigen aufzuklären. Daneben werden Denk· und Arbeits­
hilfen gegeben für die tägliche Arbeit der Sachverständigen, insbe­
sondere auf den Gebieten der Beweissicherung und Schiedsgutach­
ten. 
Das mit deutscher Gründlichkeit verfaßte Werk gibt auch für Öster­
reichische Sachverständige wertvolle Anregungen. 

Friedrich Rollwagen 

Werner Koch: Aktualisierte Gehölzwerttabellen. Bäume und 
Sträucher als Grundstücksbestandteile an Straßen, in Parks und 
Gärten sowie in der freien Landschaft. Einschließlich Obstge­
hölze. 2. Auflage, 1987. 47 Tabellen, 28 Beispielrechnungen, 26 
Schaubilder. Mit einer Einführung in die Baumstatik von Günter 
Sinn, Bad Vilbel. Erschienen im Verlag Versicherungswirtschaft 
e. V., Karlsruhe. 251 Seiten. 
Die 2. völlig überarbeitete und erweiterte Auflage der inzwischen in 
Fachkreisen allgemein verbreiteten "Baumwerttabellen" ist der Anlaß 
für diese Anmerkungen zur Wertermittlung von Gehölzen nach dem 
Sachwertverfahren, der sogenannten "Methode Koch". 
Bereits im Jahr 1970 wurde von der Arbeitsgruppe "Baumwertermitt­
lung", der ständigen Konferenz der Gartenamtsleiter beim Deutschen 
Städtetag, das Problem der Ermittlung des Wertes eines Gehölzes 
als Gestaltungselement mit Umweltrelevanz ausführlich diskutiert. 
Das Ergebnis der Arbeitsgruppe wurde unter dem Titel "Empfehlun­
gen für die Wertermittlung von Bäumen" publiziert. Namhafte Fach­
leute, Verwaltungen und Verbände kamen zu Wort. Federführendes 
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Mitglied dieser Arbeitsgruppe war W. Koch, vom Regierungspräsi­
dium Stuttgart öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger 
für gartenbauliche Wertermittlung und Entschädigung. Seit der Bun­
desgerichtshof in einem Grundsatzurteil (dem sogenannten 
Kastanienbaumurteil) die von Koch durchgeführte Modifikation des 
Sachwertverfahrens und die Anwendung der für die Grundstücks· 
Wertermittlung üblichen Bewertungsgrundsätze bei Gehölzen aner· 
kannte, wurde die "Methode Koch" ausführlich diskutiert und zahlrei· 
ehe Fachartikel erschienen mit zum Teil sehr unterschiedlichen Inter­
pretationen. Einschlägige Judikatur belegt, daß nahezu alle Gerichte 
in der Bundesrepublik Deutschland dem Grundsatzurteil gefolgt sind 
und damit der Ansicht beitraten, daß im Falle einer Beschädigung 
nicht nur exemplarisch das Gehölz, sondern das bestandene Grund· 
stück eine Wertminderung erlitt. Die Anwendung des Sachwertver­
fahrens und seine Anpassung für die Wertermittlung von Gehölzen ist 
vor allem durch den § 94 des Deutschen Bundesgesetzbuches und 
den § 16 Wertermittlungsverordnung begründet. Diese Verordnung 
wurde in der Bundesrepublik Deutschland zum Zweck einheitlicher 
Grundsätze für die Ermittlung des Verkehrswertes von Grundstük· 
ken, zur Abfindung mit Geld für bauliche Anlagen, Anpflanzungen 
oder sonstige Einrichtungen sowie für die Aufhebung, Änderung und 
Begründung von Rechten und zahlreiche andere Anlässe auf Grund 
der Ermächtigung des Bundesbaugesetzes und des Städteförde­
rungsgesetzes erlassen. ln Österreich gibt es diese rechtsverbindli­
che oder gleichbedeutende Rechtsgrundlage nicht. ln Verbindung 
mit der Realschätzordnung wurden zwar die Liegenschaftsbewer· 
tungsrichtlinien und der Bewertungskatalog der Bundesingenieur­
kammer als Ergebnis eingehender Beratungen erarbeitet; da aber die 
Rechtsverbindlichkeit fehlt, erfolgte in Österreich bisher die Werter­
mittlung von Gehölzen fast ausschließlich an Hand der Publikationen 
aus der Bundesrepublik Deutschland. Vor allem im Zusammenhang 
mit Schadenersatzforderungen verwenden z. 8. die Stadtgartenäm­
ter in Österreich fast ausschließlich die Publikationen Kochs. Zweifel­
los sind die dort enthaltenen Tabellen und Berechnungsbeispiele 
treffend und anschaulich sowie leicht verständlich und nachvollzieh­
bar. Allerdings führte unrichtige Anwendung der Methodik zu krassen 
Fehlberechnungen, die in der Fachgruppe "Land- und Forstwirt­
schaft" im Hauptverband der allgem. beeid. gerichtl. Sachverständi· 
gen oftmals diskutiert wurden. Seit Herbst 1986 ist eine Arbeits­
gruppe "Baumwertermittlung" auch in Österreich tätig, und es wird 
versucht, mangels österreichischer Judikatur, auf der Basis der 
Österreichischen Gesetze eine für Österreich gültige Bewertungs­
richtlinie zu erarbeiten. Nach dem derzeitigen Stand der Beratungen 
ist die Publikation "Aktualisierte Gehölzwerttabellen" unbestritten 
eine hervorragende Richtlinie, eine grundlegende Fachpublikation 
und Fehlercheckliste. Es ist aber nicht vertretbar, in den Beispielen 
errechnete Beträge bloß in Schilling umzurechnen und zur Begrün­
dung als Bezugspunkte die entsprechende Seiten- oder Tabellenzahl 
anzugeben. So eine Vorgangsweise kann nur zu unrichtigen Ergeb­
nissen führen. ln der Arbeitsgruppe wird zur Zeit an Abänderungsvor­
schlägen der Gehölzwerttabellen nach Koch, als auch am Substitu­
tionsverfahren nach Köhne gearbeitet, da insbesondere für Öster­
reichische Verhältnisse die fehlerhaft interpretierte Berechnungs­
weise nach Koch häufig zu stark überhöhten Werten führt. 

lng. J. Stangelberger 
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